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Nächste Legislaturperiode weist durch Gedenktage auf die Opfer hin 
VOS Sachsen-Anhalt richtet vor der Wahl ein Schreiben an die Bundeskanzlerin und alle Parteien 

 

Rechtzeitig vor den Bundestagswahlen richtete der 
Landesvorstand der VOS Sachsen-Anhalt ein Schrei-
ben an die amtierende und voraussichtlich wieder ge-
wählte Bundeskanzlerin Angela Merkel, in dem auf die 
in den nächsten vier Jahren zu begehenden Gedenk- 
und Feiertage hingewiesen wird, die im unmittelbaren 
Zusammenhang mit den SED-Opfern und den Wider-
ständlern gegen die Dikta-
tur stehen und die ohne de-
ren Einsatz und Opferbe-
reitschaft nicht möglich 
gewesen wären. Zugleich 
wird betont, dass bezüg-
lich der finanziellen und 
sozialen Versorgung der 
Opfer, von denen nun vie-
le das Rentenalter erreicht 
haben und unter den Haft- 
und Verfolgungsschäden 
leiden, enormer Nachhol-
bedarf besteht.  

Die aufgeführten Hin-
weise und Forderungen 
sind keineswegs neu, sie 
wurden oft genug ins Feld 
geführt. Nunmehr wurden 
sie von den sechs Bezirks-
gruppen des Bundeslandes Sachsen-Anhalt ein weite-
res Mal präzisiert. So wird an anstehenden „runden“ 
Daten in 2014 des Mauerfalls vor 25 Jahren gedacht, 
ein Jahr darauf erleben wir den 25. Jahrestag der Wie-
dervereinigung und in 2017 wird es zehn Jahre her 
sein, dass die „Besondere Zuwendung für Opfer der 
DDR-Diktatur“ beschlossen und wirksam wurde.  

Im Hinblick auf diese Daten wenden sich die VOS-
Mitglieder insonderheit mit der Anregung an die Poli-
tiker aller (!) demokratischen Parteien, nicht nur schö-
ne Würdigungsreden zu halten, sondern die Bedingun-
gen zur Gewährung der „Besonderen Zuwendung“ zu 
verbessern. Dies beinhaltet den Ausgleich durch Infla-
tionsentwertung sowie die Abschaffung der Bedürftig-
keitsklausel und des Sechs-Monats-Limits. Ebenso gilt 

es, bessere Hinterbliebenen-Regelungen zu schaffen, 
indem Ehen und Partnerschaften, die nachweislich vor 
1989 bestanden, berücksichtig werden. Auch für die 
Zwangsausgesiedelten aus den Grenzgebieten wird 
bisher zu wenig getan. Dringende Verbesserungen sind 
bei der Anerkennung und Entschädigung von Haftfol-
geschäden erforderlich. Die Liste von abgelehnten An-

trägen ist lang. Sogenannte 
Gutachter oder Sozialrich-
ter, denen es an zeit- und 
situationsbezogenem Wis-
sen fehlt, maßen sich Ent-
scheidungen an, die für die 
Opfer fatal sind und diese 
regelrecht einschüchtern.  

Im Sande verlaufen ist 
nun das Thema Zwangsar-
beit in der Haft. Nachdem 
vorübergehend eine De-
batte geführt werden konn-
te, in der auch die Justiz-
ministerin auf die Seite der 
Opfer zu treten schien, 
verlautet mittlerweile kein 
Wörtchen mehr. Fakt ist, 
dass politische Häftlinge 
in den Zeiten des Kom-

munismus/Sozialismus im Strafvollzug niederste Ar-
beiten verrichten mussten, die zu gesundheitsschädi-
genden Folgen führten und durch die sie infolge skla-
venartiger Behandlung psychisch geschädigt wurden.  

Viele ehemalige politische Häftlinge aus SBZ und 
DDR haben zudem exemplarisch niedrige Renten, da 
sie infolge der Umstrukturierung der Rentenberech-
nung vor einigen Jahren deutlich benachteiligt wurden.  

Im Wahlkampf wurden viele Themen behandelt, vie-
les wurde angeregt, versprochen oder in Aussicht ge-
stellt. Jeder konnte Fragen stellen und erhielt (s)eine 
Antwort. Über die Opfer des SED-Regimes war so gut 
wie nichts zu finden. Das ist bedauerlich. Aber es muss 
nicht das letzte Wort sein. Erst wer als Politiker(in) 
nach der Wahl handelt, beweist echte Größe.        A.R.  
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Was (und wer) kommt mit der Nach-
folge von Hubertus Knabe auf uns zu? 
Die SED-Opfer und die Basis-Verbände haben 
keinerlei Einfluss auf die Neubesetzung der Stelle
Was die Gedenkstätte Berlin- Ho-
henschönhausen betrifft, ist es äu-
ßerlich ruhig geworden. Nicht ein-
mal auf den Seiten der Medienplatt-
form facebook, wo es von Septem-
ber bis Anfang November ausge-
sprochen turbulent zugegangen ist,
wird der Knabe-Rauswurf disku-
tiert. Herr Knabe hat mit dem vor 
Gericht geschlossenen Vergleich 
selbst einen Schnitt vollzogen.

Der Bundesvorstand der VOS 
richtet sein Augenmerk nun auf die 
Sitzung des Berliner Abgeordneten-
hauses, das am 22.02. (leider nach 
Redaktionsschluss) über einen Un-
tersuchungsausschuss im „Fall 
Knabe“ entscheiden will. Wird es 
diesen Ausschuss nicht geben, darf 
man vermutlich keine weiteren Ant-
worten erwarten. 

Interessant ist die gerade einberu-
fene Findungskommission für eine
Neubesetzung des Amtes des Ge-
denkstättendirektors. Es stellt sich 
wieder mal die Frage nach unserer 
aktiven Mitwirkung. Wir als VOS 
und ältester deutscher Opferverband
sind nicht berufen, unsere Meinung 
ist ohne Belang. Ob der Dachver-
band UOKG, dem wir noch angehö-
ren, die Meinung vertritt, die wir als 
mitgliederstarker Verband äußern, 
ist nicht gewiss. Überzeugen konnte 
uns bisher ebenso wenig die Hal-
tung der CDU. Wir als VOS sehen 
mit Sorge auf den weiteren Verlauf 
in Sachen Gedenkstätte Berlin- Ho-
henschönhausen. Es gibt in den 
Neuen Bundesländern nicht viele 
Stasi-Opfergedenkstätten, die sich 
mit dem von Dr. Hubertus Knabe 

hinterlassenen Werk 
messen können. Teils
dominiert der Verwal-
tungsapparat, teils 
wird einfach zu wenig 
auf die Zeitzeugen ge-
hört. Unsere große Be-
fürchtung ist, dass wir 
ein Deja vu zur Ge-
denkstätte in der Pots-
damer Leistikowstraße 
erleben. Damals 
wurde gegen den aus-
drücklichen, massiven 
Protest der direkt Be-
troffenen ein Konzept umgesetzt, 
mit dem die Opfer nicht einverstan-
den waren. Es ist in den damaligen 
Ausgaben der Freiheitsglocke aus-
führlich (und empört) berichtet wor-
den. Wird das nun auch in Berlin-
Hohenschönhausen so kommen?
Nach der Absetzung von Herrn 
Knabe wurde Frau Birthler in die 
Gedenkstätte geschickt, um mit Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern Ge-
spräche zu führen. Dass es hier 
keine für Herrn Knabe schmeichel-
haften Antworten geben würde, 
stand an sich vorher fest. Arnold 
Vaatz hat sich daraufhin in die De-
batte eingeschaltet und ein Schrei-
ben mit mehreren Punkten verfasst, 
das bislang nicht entkräftet wurde. 
Frau Birthler ist stattdessen von ih-
rem eigentlichen Auftrag abgewi-
chen und hat sich auch zur inhaltli-
chen Konzeption der Gedenkstätte 
geäußert. Und zwar in negativer 
Weise. Man darf schon fragen: 
Musste das sein, hatte man das von 
ihr verlangt? 

Wir als Opfer und Verband sind 
froh und dankbar für jede Unterstüt-
zung und jeden Zuspruch, den wir 
„von oben“ bekommen. Leider sind 
wir inzwischen fast völlig abhängig 
von der Gunst der Politikerinnen 
und Politiker. Wir sind zudem maß-
los erschüttert, dass der Vorsitzende 
unseres Dachverbandes, der zu-
gleich in der CDU eine höhere 
Funktion bekleidet, erstens im „Fall 
Knabe“ mit dem Vertreter der Lin-
ken gegen die Interessen seiner Mit-
Opfer abgestimmt hat und er zwei-
tens in der Öffentlichkeit über ein 
Bündnis von CDU und Linken spe-
kulierte. Egal, dass er sich später 
von dieser verhängnisvollen Äuße-
rung distanziert hat. 

Wohin gehen wir, was sind wir 
noch wert? Wem sind wir – wirklich
– etwas wert? Die Entscheidung 
über die Nachfolge von Knabe wird 
darauf eine Antwort geben. Mag sie 
auch bitter ausfallen.

Hugo Diederich 
Bundesgeschäftsführer
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Dieses neue Jahr 2019 bringt in 
Sachen Gedenkstätte Berlin- Ho-
henschönhausen weiterhin Aufre-
gung. Wir als VOS haben nur wi-
derwillig akzeptiert, dass die Ent-
lassung von Direktor Knabe un-
vermeidbar gewesen sein soll. Wir 
sind auch nicht davon überzeugt,
dass keine parteipolitischen und 
persönlichen Hintergründe im 
Spiel gewesen sind. Wir haben in 
der letzten Fg das lange Interview 
mit Frau Neumann-Becker, Ange-
hörige des Stiftungsrates, gelesen. 
Das Interview hat viele Argumente 
geliefert, vieles erklärt, und doch 
stehen nach wie vor Zweifel im 
Raum, und diese mehren sich. 
Nicht etwa weil wir Frau 
Neumann-Becker misstrauen, son-
dern weil der Berliner Senat, wo-
mit ich nicht nur die Vertreter der 
Linken meine, mit übertriebenem 
Eifer zur Tagesordnung überge-
gangen ist. Die Stelle des Gedenk-
stättendirektors ist neu ausge-
schrieben, Herr Knabe ist draußen.
Es mag dahingestellt bleiben, ob 
der Vergleich, den er vor Gericht 
eingegangen ist, als Eingeständnis 
der Schuld zu werten ist oder ob 
Knabe letztlich einfach einen 
Schlussstrich, den ihm niemand 
verdenken wird, ziehen wollte. Die 
Übermacht der Macht ist sichtlich 
zu stark. Unser Verband hingegen 
hat das Recht, weiterhin Fragen
nach den Details zu stellen. Eine 
dieser Fragen lautet: Warum wird
dieses undurchsichtige Konstrukt 
namens Stiftungsrat, wenn schon 
nicht durch ein anderes Gremium 
ersetzt, so doch wenigstens trans-
parent gemacht und warum werden 
keine Beteiligten von der Basis, 
womit ganz konkret die SED-
Opfer gemeint sind, hinzugezo-
gen? Frau Neumann-Becker hat im
Interview die inneren Abläufe und 
Erwägungen erklärt. Ich halte ihre 
Antworten durchaus für aussage-
kräftig und verwahre mich gegen 
Vorwürfe, die die Integrität der 
Landesbeauftragten von Sachsen-
Anhalt in Frage stellen. Frau 
Neumann-Becker hat in kurzer 
Zeit eine Menge Fragen beantwor-
tet. Dass Herr Dr. Knabe falsch 
bzw. nicht gehandelt hat, war uns 
allen seit September klar, das ist 
im Interview untermauert worden. 
Was aber ist mit der Verwaltung, 

mit dem Senat? Es heißt, man habe 
entschieden, keine Praktikantinnen 
mehr in der Gedenkstätte einzuset-
zen. Demnach waren die Verstöße 
in der Kulturverwaltung bzw. beim 
Senat bekannt. Sind diese Instan-
zen also nicht ebenso verantwort-
lich wie Herr Knabe?

Auf ein Wort  
des  

Redakteurs 
Bei facebook und auf anderen 
Plattformen wird das Verhältnis 
der Linken mit der CDU zuneh-
mend thematisiert. Der Gedanke,
in diesem Jahr gemeinsame Koali-
tionen einzugehen, hallt trotz Wi-
derrufs wie ein schmerzhaftes 
Echo in unseren Köpfen. Und der 
Vorgang Gedenkstätte ist genau 
die Wand, von der dieses Echo zu-
rückhallt. Und was eben diese Ge-
denkstätte angeht, wäre es an der 
Zeit, den Opfern Mitsprache zu 
gewähren. In Berlin- Hohenschön-
hausen sollte es um die Opfer und 
nicht um Parteien, Versorgungs-
pfründen und persönliche Karrie-
ren gehen. Die SED-Opfer hielten 
es keineswegs für die schlechteste 
Lösung, Herrn Knabe eine zweite 
Chance zu geben. Nach der Lekti-
on, die ihm erteilt worden ist, wird 
er sich wohl nicht noch mal aufs 
Gender-Glatteis begeben.

Trotzdem vertrete ich – seit 22 
Jahren – mit der Redaktion dieser 
Zeitung die SED-Opfer und weder 
die persönliche Sache von Huber-
tus Knabe oder gar die Berliner 
CDU. Es geht um Wahrheiten, es 
geht übrigens auch nicht darum, 
jemanden – nicht mal Herrn Lede-
rer – in Misskredit zu bringen. 

Wir haben als VOS schon seit 
September empfohlen, eine un-
abhängige Kommission einzuset-
zen, um im Ergebnis einen der 
Öffentlichkeit zugänglichen Be-
richt vorzulegen. Nunmehr soll 
im Abgeordnetenhaus über einen 
Untersuchungsausschuss abge-
stimmt werden. Es ist fraglich, ob 
der Antrag eine Mehrheit findet, 
denn es ist nicht ausgeschlossen, 
dass parteipolitische Interessen 
die Zustimmung blockieren.
Kommt der Ausschuss nicht zu-

stande, nimmt die Politik unver-
meidlich weiteren Schaden, denn 
dann wird man unabwendbar die 
Frage stellen: Hat man hier doch 
etwas zu verbergen? 

In Absprache mit dem Bundes-
vorstand haben wir auf Seite 18 
dieser Ausgabe einen Brief vor-
bereitet, den jedes Mitglied an 
die Staatsministerin für Kultur 
und Medien Prof. Monika Grüt-
ters senden kann. Damit leisten 
wir einen Beitrag zur Aufklärung 
des Vorgangs um Herrn Knabe 
und zeigen, dass es an der Basis 
immer noch Betroffene gibt, die 
mit der Verfahrensweise nicht 
einverstanden sind. 

Natürlich werden wir in der Fg 
auch weiter unsere Meinung und
die Fakten in Sachen Gedenkstät-
te veröffentlichen. Doch wir dür-
fen darüber unsere weiteren urei-
genen Themen nicht vernachläs-
sigen. Die Anpassung der Opfer-
rente ist durch die Gedenkstätten-
Diskussion in den Hintergrund 
gerückt. Das muss sich ändern, 
zumal nun auch aus dem Bundes-
land NRW Unterstützung für den 
Antrag des Bundesrates zugesagt 
wurde. Ich möchte unserem Ka-
meraden Karl-Heinz Genath dan-
ken, der sich unermüdlich für die 
Besserung unserer Situation ein-
setzt und trotz seines respektab-
len Alters (92 Jahre) so selbstlos 
und schwungvoll für uns alle ak-
tiv ist. Es sind nicht wenige 
Rückschläge, die er (bzw. wir) 
erhalten hat und die ihn dennoch 
nicht entmutigten. 

Zudem ist es geboten, dass wir 
uns wieder mehr den politischen 
Ereignissen im Land zuwenden. 
Vieles geschieht, von dem auch 
wir betroffen sind. Manches er-
innert in abgeschwächter Form 
an Abläufe in der einstigen DDR. 
Damit sollten wir uns mehr aus-
einandersetzen. Und wie erwähnt 
stehen wir kurz vor der Veröf-
fentlichung der 800. Ausgabe der 
Freiheitsglocke. Obwohl dies ein 
einmaliges Ereignis ist, wird uns 
nicht viel Muße bleiben, uns auf 
diesen Lorbeeren auszuruhen, 

Bis zur nächsten Ausgabe
Ihr Alexander Richter
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Danke an alle großartigen Spender, die sich für die VOS einsetzen! 
Der Vorstand hat nichts einzuwenden, wenn es künftig immer so viele sind

Ingrid Arena, Claudia Hellström, Beate Rusch, Fritz 
Schaarschmidt, Heidemarie und Klaus Mlodzianowski, 
Hans-Georg Metzsch, Günter Steinrücken, Benno Kny,
Karl-Gunter Wähling, Karl-Heinz Ulrich, Dr. Peter 
Joachim Lapp, Reinhard Köhler, Hans Steffen, Hede Ehr-
lich, Manfred Fenner, Sabine Steckroth, Hans-Joachim 
Markgraf, Eckhard Mensebach, Gotthilf Sternberg, Dr. 
Bernd Palm, Dr. Ingrid Schmidt, Gotthard Rammer, Erd-
mute und Dr. Walter Weller, Eberhard Lindner, Paul Ra-
dicke, Bernhard Buhr, Klaus Feibig, Wolfgang Lehmann, 
Klaus Richter, Monika und Volkmar Christner, Jürgen 
Kurt Wenzel, Roland Ermer, Erich Marzahn, Friedhelm 
Stage, Dieter Müller, Helmut Klötzner, Karl-Heinz Os-
senkopp, Heinz Thiele, Ingeborg Gericke, Henry Sobora, 
Eckhard Weiner, Barbara und Harald Beständig, Robert 
Lohse, Gerhard Heiland, Peter Ruck, Sven Rühlmann, 
Reinhard Maier, Gabriele und Udo Heideklang, Waltraud 
Ewert, Roland Fiedler, Dorothea Harder, Bernd Westphal, 
Ferdinand Gesell, Joachim Liebmann, Horst Radtke, 
Bruno Niedzwetzki, 

Holger Coors, Bringfried Schneider, Christof Melzer, 
Christel Haustein, Christa und Bernd Pieper, Renate und 
Rolf Persich, Heinz Bemme, Rudolf Schrader, Helfried
Reichel, Jörg Petzold, Gottfried Hoyer, Helge Olvermann, 
Günter Hoffmann, Felix Heinz Holtschke, Brigitte Voel-
kel, Hans Stein, Martin Pescheck, Horst Menzel, Peter 
Schneeweiß, Günter Scharf, Helga Prieß, Karl-Heinz 
Werner, Dr. Peter Uebachs, Hans-Joachim Keferstein, 
Wolfgang Altmann, Hans-Jürgen Mewes, Martina und 
Uwe Rutkowski, Erhard Göhl, Klaus Muder, Friedrich 
Radochla, Karl-Heinz Ruhnau, Helmut Meng, Ernst Le-
vin, Frank Nemetz, Jürgen Wolf, Erika Herbrich, Ingrid 
und Michael Faber, Hermine und Reinhaold Irimi, Horst 
Ahrens, Joachim Hänel, Fredi Wietzoreck, Erich Beier, 
Ingrid Schmidt, Kurt Dietz, Christoph Glaßer, 
Hinweis: Wegen der Dringlichkeit zur Aufklärung der 
Vorgänge in der Gedenkstätte Hohenschönhausen muss-
ten einige vorgesehene Beiträge auf die nächste Freiheits-
glocke verlegt werden. Der Redakteur bittet hierfür um 
Verständnis. ARK



44

Das war Schnappatmung für das linke Lager – Dank an Herrn Knabe
Die SED-Opfer sehen sich mit der Abberufung des Gedenkstättendirektors auch selbst angegriffen
Liebe Kameradinnen 
und Kameraden,
ich weiß nicht, ob es euch beim Le-
sen der Freiheitsglocke Nr. 793/94, 
der letzten im vergangenen Jahr, 
genau so ergangen ist wie mir. Man 
wird den Eindruck nicht los, dass 
sich immer weniger in unserem 
Sinne auf der politischen Bühne 
bewegt. Trotz leidenschaftlicher 
Bemühungen unserer gewählten 
Vertreter und aller freiwillig akti-
ven VOS-Mitglieder werden die 
Hürden gegen unsere Ziele und 
Vorstellungen immer höher gelegt.
So ersichtlich z. B. schon im Auf-
macher von Detlef Chilla, die Ent-
lassung des Gedenkstättendirektors 
Knabe betreffend, über den Beitrag 
von B. Thonn „Ablehnung des In-
flationsausgleichs“ bis hin zum Ge-
spräch zwischen Alexander Richter 
und Birgit Neumann-Becker. Nur 
um einige Punkte herauszugreifen 
und zu benennen – leicht wird man 
weiter fündig.

Frau Neumann-Becker rät im In-
terview zur Causa Knabe einen 
kühlen Kopf zu bewahren. Mir will 
das allerdings nach der Lektüre 
nicht mehr ganz gelingen. Mit ih-
rem Votum zur Abberufung von
Hubertus Knabe, ihrer Vita – und
da hilft ihr auch die geschliffenste 
Funktionärsrhetorik nichts – ist sie 
viel eher das Problem und keines-
wegs die Lösung der Zersetzungs-
Aktion rund um die Gedenkstätte.

Und Dieter Dombrowski?
Er reiht sich doch nahtlos in das 

ungebremste Abdriften Deutsch-
lands unter Merkel bzw. Europa 
unter Macron, Merkel und Juncker, 
nach links ein. Was interessiert 
mich der Verrat an den Interessen 
ehemaliger politischer Häftlinge, 
Hauptsache warm eingebettet im 
Mainstream und die Pfründen 
stimmen. Oder hat die Union bei 
der Abstimmung seinen Stift gehal-
ten?

Wir wissen als Außenstehende al-
le nicht ganz genau, was vorgefal-
len ist. Fest steht nach allen Aussa-
gen aber, und hier beziehe ich mich 
auch auf Journalisten außerhalb der 
Freiheitsglocke, dass Knabe selbst 
nicht irgendwo und irgendwann 
dem Vorwurf des sexuellen Über-
griffs ausgesetzt war. Alle sonsti-
gen Anschuldigungen sind dehnbar, 

subjektiv und politisch motiviert. 
Und das bleiben sie auch!

Sein kompromissloses Eintreten 
für uns Opfer, seine Buchveröffent-
lichungen und sein Kampf gegen 
Linksextremismus bescherten dem 
gesamten linken Lager, Teile der 
Union inbegriffen, regelmäßige 
Schnappatmung. So einer musste 
weg!

Danke für alles, Hubertus Knabe!
Als ich Anfang Oktober erstmalig 

von dem Fall gehört hatte und dazu 
noch die Info, dass ausgerechnet 
der Vorsitzende der Opferverbände 
die Entlassung mit seiner Unter-
schrift mit auf den Weg brachte, 
war ich fassungslos. Und es tut gut 
zu lesen, dass ich in unserer Ge-
meinschaft bei Weitem nicht der 
Einzige bin.

Ja, fassungslos; viel zu oft aber 
muss man sich wundern, wenn man 
die momentane politische Situation 
in Deutschland vor Augen hat? Ich 
meine, nein! Und nun mag mir 
Kamerad Thonn gestatten, auf ei-
nen zweiten Bericht von ihm über 
die Zeitzeugen-Absage auf Seite 21 
hinzuweisen. Nach dem Lesen die-
ser Zeilen waren sie wieder da, die 
leidigen Gedanken, die keiner von 
uns noch einmal braucht: Hatten 
wir das alles so gewollt, so ver-
dient, als wir damals nach viel Leid 
und Elend unsere schönste Reise, 
ob im Bus aus Chemnitz, per Bahn 
oder sonst wie, in Richtung Frei-
heit, Richtung Westen antraten? Si-
cherlich die wenigsten von uns.

Die Absage an die Zeitzeugen-
Gruppe in besagtem Artikel wird 
mit rechtem Gedankengut begrün-
det. Muss man sich da wirklich 
wundern, wenn eigenes Denken 
und jede Abweichung vom vorge-
gebenen politischen Kurs im güns-
tigsten Falle rechts zu sein hat, oder 
je nach Beurteilung braun oder gar 
faschistisch ist?

Umerziehung, die Gott sei Dank 
zumindest bei uns politischen Häft-
lingen damals nicht gegriffen hat, 
hat in 50 Jahren auch auf der West-
seite tiefe Verwirrung hinterlassen. 
Das so auszusprechen gehört zur 
Wahrheit, auch wenn es ringsum 
nicht gern gehört wird. Und diese 
Verwirrung betrifft beileibe nicht 
nur Teile der NRW-Lehrer, sie 
durchdringt alle Schichten und 

Gruppierungen, macht auch vor 
hoch angesehenen Berufsständen 
nicht halt und feiert in der Politik 
fröhliche Urstände. 

Wir wissen das alle. Und weiter? 
Was ist mit uns, zwischen allem? 
Was bleibt uns zu tun? 

Wer will da die richtige Antwort 
kennen, jeder wird das für sich 
selbst entscheiden.

Ja, die meisten von uns sind im 
verdienten Rentenalter – noch ein-
mal gegen die Wand rennen? Nein! 
Eine salomonische Antwort könnte 
lauten, sich auch weiterhin auf die 
Tugenden zu besinnen und nach 
ihnen zu handeln, die uns damals 
bis hierher gebracht haben!

Mit freundlichen Grüßen
Michael Kühn

Weitere Stimmen zu 
den Vorfällen in Berlin-
Hohenschönhausen 
Suggeriert wird, in der Gedenkstät-
te würden Jugendliche ideologisch 
„überwältigt“, zu diesem Zweck 
sogar in Zellen gesperrt. Olle Ka-
mellen: So etwas gab es unbestrit-
ten in Einzelfällen, offizielles Pro-
gramm ist es nicht. Die vielen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter und 
Zeitzeugen, die jährlich für fast ei-
ne halbe Million Besucher in der 
Gedenkstätte einen guten Job ma-
chen, werden damit pauschal ab-
qualifiziert. Mario Röllig
Noch einmal, entscheidend sind
nicht Herr Lederer oder Herr Kna-
be. Entscheidend ist, wer die Auf-
sicht über das Gedenken hat und 
dies ist die Partei SED/Die Linke, 
der Schlächter von gestern wird 
zum Vorsitz der Aufklärer über 
diese Verbrechen. Es gibt ein Buch 
"Opfer ohne Lobby" und dies sind 
die Opfer zweifellos!

Hugo Diederich
Gewünscht ist jetzt wohl eine Auf-
arbeitung durch "Wissenschaftler" 
als Geschäftsidee und zwar mög-
lichst ohne oder gar gegen die Op-
fer des SED-Regimes

Martin Pescheck 
Anm. d. Red.: Die Freiheitsglocke 
wird trotz des nur zweimonatigen 
Erscheinens weiterhin Meinungen 
und Fakten zur Gedenkstätte veröf-
fentlichen.
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Gedenkstätte Hohenschönhausen: UNSERE Vergangenheit - WESSEN Zukunft?

Das hat auch schon ein 
gewisses „Geschmäckle“
Mischen sich inzwischen zu viele Betroffene 
in die Gedenkstättendiskussion ein?
Aus meiner Sicht hat es schon "ein Geschmäckle" 
(höflich ausgedrückte süddeutsche Formulierung), 
wenn sich nun die Ehefrau des UOKG-Vorsitzenden 
und gleichzeitige Angestellte der UOKG parteiisch zu 
Wort meldet. Mit freundlichen Grüßen

Martin Pescheck
Anm. d. Red.: Der Verfasser des vorstehenden Bei-
trags bezieht sich auf ein im Dezember 2018 per 
Email verbreitetes Schreiben (mehrere Empfänger) 
mit der Überschrift „Es reicht“, in dem die Unter-
zeichner_innen das Ende der Diskussion um die Ab-
setzung von Hubertus Knabe als Gedenkstättendirek-
tor forderten. Das genannte Schreiben ist nicht für ei-
ne Veröffentlichung in der Freiheitsglocke autorisiert 
gewesen. 

Der Redakteur bemüht sich auch weiterhin, um ein 
Interview mit Hubertus Knabe bzw. um eine persönli-
che Stellungnahme. 

Ein realitätsnahes Bild über das 
(Un)Wesen der SED-Diktatur an 
Schulklassen vermitteln
Brandenburger Forum spricht sich für konse-
quentes Einwirken auf junge Generation aus
Die Sorge um eine geeignete Nachfolgelösung und 
damit die Zukunft der doch sehr wirkungsvollen Ge-
denkstätte Berlin-Hohenschönhausen beschäftigt mich 
bzw. uns seit vielen Wochen. 

Davon unbeirrt engagiert sich unser FORUM, das 
sich der konsequenten Aufarbeitung der SED-Diktatur 
im heutigen Bundesland Brandenburg verpflichtet 
sieht, weiterhin für die durch die Landesregierung 
herzustellende Transparenz bei der Erfassung der Ge-
denkortbesuche aller Brandenburger Schüler, wie sie 
in den Rahmenlehrplänen seit dem Vorjahr verbind-
lich vorgesehen und in der Koalitionsvereinbarung 
von SPD und LINKEN auch enthalten sind. Wie aktu-
ell aus der Bündnis-Fraktion zu erfahren war, soll die 
hier seit 2014 bestehende Blockade-Haltung der Lan-
desregierung nunmehr aufgegeben werden, indem das 
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport "zu dem 
Ergebnis gelangt sei, die Daten (für zwei Jahre) nun 
zu erheben". 

Es wäre aus Sicht unseres Forums unbedingt zu 
wünschen, dass vor allem die großen Medien den 
Herausforderungen bei der Vermittlung eines reali-
tätsnahen Bildes über das (Un)Wesen der SED-
Diktatur an die junge Generation ebenso Raum geben 
würden, wie sie es bei den aktuellen Personalfragen
auf der großen politischen Bühne sehr detailliert und 
ausführlich tun. Manfred Kruczek 

Forum zur kritischen Auseinandersetzung 
mit DDR-Geschichte im Land Brandenburg

Das ist bedauerlich, aber noch 
kein Grund zur Entmutigung
Eine weitere Meinung eines VOS-Mitglieds
zum „Fall Hubertus Knabe“
Liebe Kameradinnen, liebe Kameraden,
Der Fall Knabe ist bedauerlich und wird sich wohl 
leider nicht mehr ändern lassen. Das müssen wir nun 
einfach mal akzeptieren. Leider, und das wissen wir 
ganz genau, hat Herr Knabe als Führungskraft inklu-
sive seinem Auftreten nun mal nicht das geliefert, was 
man in einer solchen Position erwarten darf.

Dass wir SED-Opfer mit ihm einen hervorragenden 
Kämpfer mit hoher Fachkompetenz für unsere Sache 
verloren haben, darf uns dennoch nicht entmutigen.
Der neue Mann oder die neue Frau an der Spitze der 
Gedenkstätte darf sich die kritisierten Defizite nicht
erlauben. Denn genau das sind die Haare in der Suppe, 
mit denen die SED-unterwanderte LINKE es schafft, 
ihr Ziel zu erreichen, nämlich die Aufklärung der 
SED- Diktatur zu blockieren.

Uns hilft nur der Blick nach vorn. Da wäre es in der 
Tat sehr sinnvoll, wenn die VOS (erweiterte Bundes-
vorstandssitzung) sich zu einer abgestimmten Strate-
gie zum weiteren Vorgehen abstimmen würde.

Aus meiner Sicht wäre es sogar sinnvoll, dazu die 
Herren Arnold Vaatz, Roland Jahn und auch Hubertus
Knabe als Berater mit einzuladen. 

Mit kameradschaftlichen Grüßen
Christoph Becke

Eine zweifelhafte Diskussion 
auf Schmalspurniveau?
Thema Kohlekraftwerke. Aus dem Tage-
buch der kritischen Gedanken zitiert
Die Diskussion über die Abschaltung der 
Braunkohlekraftwerke greift um sich wie vorerst 
noch die Abraumbagger in den Tagebauen. Die 
Proteste sorgen für Aufsehen und Schlagzeilen
und führen zum beabsichtigten Ziel. Bis zum 
Kanzleramt und zum Bundestag bewegten sich 
die Demonstranten, damit in Deutschland der 
Kohleabbau gestoppt wird. Sicher, das Argu-
ment Umweltbelastung ist unwiderlegbar, unser 
Klima (nicht nur das politische) soll sauber wer-
den. Und doch: Deutschland allein kann weder 
die Energiewende schaffen noch für die saubere
Luft auf dem gesamten Planeten sorgen. Es sind 
vor allem Länder wie China oder Russland ge-
fragt, die ein verantwortungslose Umweltver-
schmutzung betreiben. Man muss also fragen, 
was ist beispielsweise mit China, wo sogar neue 
Kohlekraftwerke gebaut werden sollen, anstatt 
die alten abzureißen? Wäre es nicht angebracht, 
vor der Botschaft Chinas und anderer betroffe-
ner Länder Mahnwachen einzurichten und damit 
für ein sauberes Klima zu demonstrieren?

Paul G. Thiesreuther
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Der Untersuchungsausschuss müss-
te eine Selbstverständlichkeit sein 
VOS hat in letzter Minute noch einen 
Appell an die Berliner CDU gerichtet: 
Wir bitten dringend um Zustimmung!
Nachdem in den Berliner Medien gemeldet wurde, dass 
die CDU-Fraktion im Abgeordnetenhaus uneins ist, ob 
sie einem Antrag der FDP-Fraktion auf einen Untersu-
chungsausschuss zum Thema Dr. Hubertus Knabe zu-
stimmen wird, wandte sich der Bundesgeschäftsführer 
der VOS umgehend an den CDU-Fraktionsvorsitzen-
den Burghard Dregger, um an die Fraktion zu appellie-
ren, den von der FDP gestellten Antrag zu unterstützen. 
Nach Ansicht der Betroffenen, die u.a. auch in Hohen-
schönhausen inhaftiert waren, so Kamerad Diederich, 
wäre ein solcher Ausschuss geboten. Desweiteren führt 
der Bundesgeschäftsführer aus: 
Wir, die Vereinigung der Opfer des Stalinismus e.V., 
sind seit dem 9. Februar 1950 der Vertreter für die 
Politischen Häftlinge aus der SBZ/DDR und bundes-
weit organisiert. Konrad Adenauer war zu den Anfän-
gen auf einer unseren Generalversammlungen.

Unsere Mitglieder haben die Diktatur hautnah er-
lebt, ein großer Teil hat bleibende Schäden durch die 
von der SED/Die Linke gebauten und betriebenen Fol-
terstätten davongetragen.

In diesen Tagen diskutiert die Presse über das Ab-
geordnetenhaus, wo die FDP-Fraktion einen Untersu-
chungsausschuss im Fall Dr. Hubertus Knabe bean-
tragt hat. Die Berliner CDU ist sich offenbar uneinig, 
wie sie damit umgeht. 

Dies können wir als ehemals Betroffene absolut 
nicht verstehen. Fest steht, die alte SED hat sich nur 
umbenannt, die Partei Die Linke ist juristisch die Par-
tei, die die Folterstätten der Diktatur, wie in Hohen-
schönhausen, gebaut und betrieben hat. Darf diese 
Partei nun das oberste Aufsichtsgremium zur Aufar-
beitung dieser Verbrechen in Hohenschönhausen an-
führen. Hier geht es nicht um die Person von Dr. Le-
derer an sich, sondern um die Partei selbst. Wir stel-
len die Einmaligkeit der ersten Diktatur nicht in Fra-
ge, jedoch verbietet auch nur der kleinste Gedanke, 
Parallelen zu denken. Beides waren nachgewiesener-
maßen schreckliche Diktaturen.

Wir als Betroffene können nicht verstehen, weshalb 
Dr. Knabe als Gedenkstättendirektor gehen musste. 
Bisherige verbale Antworten stellen uns nicht zufrie-
den. Wir wollen keinen aalglatten SED-Kultursenator, 
wir wollen Antworten. Dies kann nur durch einen Un-
tersuchungsausschuss erfolgen. 
Wie erwähnt, fand die Abstimmung über den Unter-
suchungsausschuss nach Redaktionsschluss dieser Fg-
Ausgabe statt. Fest steht, die Betroffenen werden in 
jedem Fall weiter nach Aufklärung streben. Allerdings 
sollte man eines nicht vergessen: Unter einer CDU, 
die von Konrad Adenauer oder auch Helmut Kohl an-
geführt wurde, hätte es eines derartigen Appells nicht 
bedurft. Die Fraktionen – im Bundestag und im Senat 
– hätten ohne zu zögern einem Untersuchungsaus-
schuss nicht nur zugestimmt, sie hätten ihn selbstre-
dend gefordert. 

Hugo Diederich/ VOS-Bundesvorstand

Knabe-Nachfolge: Bewerbungen 
sind nun möglich
Für die Entscheidung über die/den neue/n Direktor/in
der Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen steht eine 
Kommission fest, der u. a. angehören: die Landes-
Beauftragten von Sachsen-Anhalt und Brandenburg, 
Birgit Neumann-Becker und Maria Nooke; Marianne 
Birthler, ehemalige Bundesbeauftragte; Christian 
Sachse, Historiker bei der UOKG; Axel Klausmeier, 
Direktor der Gedenkstätte Berliner Mauer und Andre-
as Nachama, Direktor NS-Dokumentationszentrums 
Topographie des Terrors.

Heißt „Good bye Lenin“ auch 
Goob bye, Aufarbeitung?
Das Interesse der Schulen an echten Zeitzeugen 
aus der DDR ist unterschiedlich 
Zitat von Frau Professor Schlotheuber: „... aber der 
Geschichtsunterricht sollte sich auch nicht allein auf 
den Nationalsozialismus konzentrieren.“ Diesen Ne-
bensatz kann ich als Zeitzeuge der Zweiten Deutschen
Diktatur – ein Projekt der Vereinigung der Opfer des 
Stalinismus (VOS) in Zusammenarbeit mit der Ruhr-
Universität Bochum und gefördert von der Stiftung 
Aufarbeitung des SED-Regimes, nur unterstreichen!

Auch das SED-Regime in der ehemaligen DDR war 
insbesondere in den 50-iger und 60-iger Jahren eine 
schlimme, menschenverachtende kommunistische 
Diktatur, die ihre Gegner gnadenlos verfolgte und 
nach Gutdünken vernichtete, sie elementarer Men-
schenrechte beraubte und schließlich ihre 17 Millio-
nen Untertanen am 13. August 1961 für über 28 Jahre 
einmauerte. Wir noch lebenden Zeitzeugen kämpfen 
gegen das Vergessen auch dieser dunklen Epoche in 
der deutschen Geschichte, doch zu oft vergebens. 

Es wird uns allerdings gesellschaftspolitisch auch 
nicht leicht gemacht. Der 17. Juni als Gedenktag für 
den mitteldeutschen Volksaufstand wurde abgeschafft, 
der in aller Welt vielbeachtete 9. November 1989 
nicht als Mauerfall-Gedenktag etabliert, dafür feder-
führend von der SED-Nachfolgepartei Die Linke neu-
erdings in Berlin der 8. März als Internationaler Frau-
entag auf den Schild eines gedenkwürdigen Feiertages 
gehoben. Geschichtslehrer vieler Gymnasien weisen 
unser Engagement zur umfassenden Demokratieerzie-
hung am Beispiel der DDR-Diktatur allzu oft zurück, 
obwohl das Schüler-Wissen darüber oftmals groteske 
Ausmaße annimmt. Lehrplan-Überlastung ist dabei 
noch die harmloseste Ausrede der Verantwortlichen. 

Viele Geschichtslehrer möchten sich vielleicht auch 
nur das niedliche Good- bye-Lenin-Bild von der DDR 
bewahren und winken genervt ab. Und so nimmt das 
DDR-Unrechtsvergessen weiter seinen Lauf, leider 
auch bei Prof. Schlotheuber – sie erwähnt bei ihrer 
Geschichtsbetrachtung diese historisch dunkle 40-
jährige Epoche im östlichen Teil Deutschlands auf ei-
ner ganzen Zeitungsseite mit keiner Silbe.

Felix Heinz Hotschke
Zur Person: Frau Professor Eva Schlotheuber ist habili-
tierte Historikerin, sie hat an mehreren renommierten 
Universitäten gelehrt und Schriften veröffentlicht
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Für die VOS gelebt und 
immer für sie dagewesen
Unser Verband trauert um Reiner Schenk, 
der uns kurz vor Weihnachten im Alter von 
nur 79 Jahren viel zu früh verlassen hat

Es ist schlimm, wenn jemand, 
der eigentlich noch so sehr 
gebraucht wird und dem so
viele Sympathien seiner Mit-
menschen beschieden sind, 
plötzlich aus dem Leben ge-
rissen wird. Die Kameradin-
nen und Kameraden der VOS-
Bezirksgruppe Leipzig muss-
ten diese bittere Erfahrung 

zwei Tage vor Weihnachten machen. Reiner Schenk, 
verdienstvoll und ausgesprochen beliebt, verstarb ge-
rade jetzt. Obwohl er bereits seit längerem krank war, 
kam diese Nachricht für uns alle überraschend und 
schockierend. 

Kamerad Schenk hat viel für die VOS getan. Er war 
seit Jahrzehnten Mitglied im Verband, und er hat we-
sentlichen Anteil an der guten Entwicklung der 
Leipziger Bezirksgruppe, der er sich stets verpflichtet 
fühlte und die fast ein zweites Zuhause für ihn war. 
Auch auf Bundesebene wurde seine Mitarbeit ge-
schätzt. Er nahm an den Generalversammlungen teil 
und brachte sich mit Ideen und Vorschlägen ein, wo-
bei seine Sachlichkeit für ihn sprach.

Dass er so 
früh und un-
verhofft von 
uns gegan-
gen ist, 
schmerzt uns 
alle sehr. 
Unser Mit-
gefühl ge-
hört daher 
besonders 
seiner Fami-
lie, voran 
seiner Gattin
Ilse, die 
ebenfalls
Mitglied in 
der VOS ist. 

Wir werden unseren Kameraden Reiner Schenk in 
guter Erinnerung behalten. Wie manch anderer ver-
dienstvolle Kamerad hat auch er den Verband ein 
Stück mit vorangebracht. Er hat wie all die anderen 
Opfer in den Kerkern des SED-Staates gelitten, diese 
Zeit, dieses Schicksal hat seine Spuren hinterlassen. 
Die Haft, das erlittene Unrecht, ist das, was einem ein 
Leben lang anhängt und nicht selten ein Leben viel zu 
früh beendet. 

Kamerad Schenk wird wie all die vielen verdienst-
vollen, viel zu früh verstorbenen Kameradinnen und 
Kameraden in unseren Herzen bleiben. 

Bundesvorstand, Bundesgeschäftsführer, Redakteur
VOS-Bezirksgruppe Leipzig

Der Unrechtsstaat rückt näher
Über die Lüge und den Widersinn des nunmehr 
wieder eingeführten Frauentags in Berlin
Wenn man auf die DDR zurückblickt, stolpert man 
prompt über den ideologisch geprägten Wahnsinn der 
Gedenktage. Gemeint sind damit nicht die traditionell 
christlich begründeten Anlässe, von denen sich der 
SED-Staat im Übrigen auch zusehends distanzierte, 
sondern es geht um jene Tage, die als Boten des Fort-
schritts anzusehen sein sollten und die die Großartig-
keit der alles bestimmenden Partei zu bestätigen hat-
ten. Tag der Befreiung, Tag der Republik (später Na-
tionalfeiertag, Weltfriedenstag und mehr. Dazu ist 
festzustellen, dass die Bürger in der Tat friedliebend 
waren und sie auch keinen braunen Faschismus woll-
ten. Aber unter Befreiung und Frieden versteht man 
eher einen Zustand der Freiwilligkeit und des Wohlbe-
findens. Und selbigen hatten die meisten DDR-Bürger 
nicht. Die Herrschaft der Sowjets, die diese gemein-
sam mit ihren Statthaltern von der SED ausübten, war 
eine gut organisierte Form moderner Sklaverei, in der 
die Menschen aufgefordert waren, die Diktatur zu be-
grüßen und der Riege der Diktatoren zuzujubeln. Da-
zu boten die selbsterhobenen und die geschichtlich be-
reits verankerten „Ehrentage“ ein gutes Podium. Ers-
ter Mai, Kampftag der Werktätigen – ein Paradebei-
spiel im doppelten Sinne: In Kolonnen marschierten 
die Massen vom Kindergarten bis zur Veteranengarde 
(unfreiwillig) an den Tribünen vorbei, auf denen Ho-
necker und Co. in gesalbten Posen die erzwungener 
Weise dargebotene Volkssympathie erwiderten.

Dann waren da der Tag der Volksarmee, Tag des 
Bergmanns, Pioniergeburtstag usw., es ließen sich na-
hezu endlos viele Tage aufzählen. Und eben war da 
auch der Internationale Frauentag, dessen sich die 
DDR ganz besonders rühmte und an dem die Blumen-
läden der Städte und Gemeinden ausnahmsweise aus-
reichend mit Tulpensträußen bestückt waren. Man 
„ehrte“ in den Arbeitskollektiven die Frauen und be-
weihräucherte sich als SED selbst hinreichend, indem 
man unverhohlen und schamlos in die Welt hinauspo-
saunte, wie großartig das Recht der Frauen in der 
DDR verwirklicht sei. Überall. 

Von Hoheneck freilich sprach niemand. Frauen, die 
unverschuldet in der Stalin-Ära eingebunkert worden 
waren, Frauen, die allein oder mit ihren Familien ille-
gal dieses Gleichberechtigungsparadies hatten verlas-
sen wollen. Republikflucht, Ausreiseantrag, unerlaub-
te Verbindungsaufnahme zu feindlichen Organisatio-
nen. Diese mutigen, geplagten und um ihrer elementa-
ren Freiheit beraubten Frauen bekamen keine Blu-
mensträuße, sondern Schläge. Wenn sie Zusatzschich-
ten fuhren, sprach man nicht von der Stärkung des Va-
terlandes, sondern von Wiedergutmachung ihrer Ver-
brechen wider den SED-Staat. Nun darf man (zumin-
dest) in Berlin jubeln, dass ein solcher zweifellos be-
fleckter und missbrauchter Feiertag erneut eingeführt 
wird. Gleich, kurze Zeit nach Erscheinen der Frei-
heitsglocke dürfen ihn alle begehen. Die Linke hat es 
durchgesetzt, die jungen Frauen sehen es als Schritt in 
Richtung Emanzipation an. Die Jahrzehnte lange Lü-
ge, die dem Tag anhaftet, kennen nur noch wenige. 
Wie traurig, wie schändlich. Valerie Bosse


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Nicht nur sein Äußeres ist für 
immer in Stein gemeißelt
Das Denkmal für Karl Marx wurde in
Neubrandenburg wieder aufgestellt. Die
SED- Opfer fühlen sich schlicht verhöhnt.
Die Stadt Neubrandenburg würdigt das Marx‘sche
Lebenswerk mit der Wiederaufstellung des Marx-
Denkmals. Viele meinen, seine Ideen sind im 20.
Jahrhundert zu Aufbau und Rechtfertigung von Dikta-
turen missbraucht worden. Viele stellen auch heraus, 
das kommunistische Manifest gehört zum Unesco-
Weltkulturerbe 
und deshalb 
müsse man 
Marx ehren.

Im kommu-
nistischen Ma-
nifest, deren 
Verfasser Marx 
und Engels wa-
ren, steht 
schwarz auf 
weiß "Die 
Kommunisten 
verschmähen 
es, ihre Ansich-
ten und Absich-
ten zu verheim-
lichen. Sie er-
klären es offen, 
daß ihre Zwe-
cke nur erreicht 
werden können 
durch den ge-
waltsamen Um-
sturz aller bis-
herigen Gesell-
schaftsordnung. 
Mögen die 
herrschenden 
Klassen vor ei-
ner kommunistischen Revolution erzittern." (Gesamt-
werk M/E Band 4, 493). Nimmt man diese Texte, sehe 
ich allein im vorigen Jahrhundert Berge von Leichen 
und Ströme von Blut in den ehemaligen kommunisti-
schen Ländern. Muss man nicht blind sein, wenn man 
verkennt, dass sich Verbrecher wie Stalin auf solche 
Texte berufen konnten.

Die Stadt Neubrandenburg hat bei der Aufstellung 
keinen Opferverband der SBZ- bzw. DDR-Diktatur 
beteiligt. Damit ist eigentlich alles gesagt, was die 
demokratische und geschichtsrelevante Verfahrens-
weise zur Entscheidungsfindung angeht. 

André Rohloff
Angemerkt: Das Foto (© privat) zeigt die Seitenansicht 
des Marx-Grabmals auf dem Londoner Highgate-
Friedhof. Hierher pilgern täglich Touristen und Einhei-
mische, um am Sockel Blumen niederzulegen und an-
dächtig innezuhalten. Besser sollte man seiner mit den 
Worten gedenken: Marx ist hier begraben. Man sollte 
damit auch im Hinblick auf seine Werke so verfahren. Es 
ist – in seinem Namen – genug Blut geflossen. B. Thonn

Start für Förderprogramm 
„Revolution und Demokratie“
Unterstützung für Projekte, die an Revolutio-
nen von 1918/19 und 1989/90 erinnern 
Pressemitteilung des Sächsischen Landes-
beauftragten 1/2019 vom 29. Januar 2019
Der Sächsische Landesbeauftragte zur Aufarbeitung 
der SED-Diktatur, Lutz Rathenow, begrüßt das von 
der Sächsischen Staatskanzlei aufgelegte Förderpro-
gramm „Revolution und Demokratie“, das den 30. 
Jahrestag der Friedlichen Revolution und die Grün-
dung des Freistaates Sachsen vor 100 Jahren würdigt.

Das Förderprogramm unterstützt Projekte, die an die 
revolutionären Ereignisse erinnern und den Aufbau 
der Demokratie vor hundert beziehungsweise dreißig 
Jahren in den Blick rücken und vergegenwärtigen. 
Dabei interessieren nicht nur historische Schlaglichter 
in den sächsischen Metropolen, sondern auch kleinere 
Ereignisse in den Regionen.

Lutz Rathenow als Landesbeauftragter in Sachsen
ermutigt deshalb vor allem kleinere Initiativen im ge-
samten Freistaat, sich um eine Förderung zu bemühen: 
„Das Programm kann einen wichtigen Beitrag zur po-
litischen Bildung leisten, wenn es von möglichst vielen 
genutzt und mit Leben gefüllt wird. Die Friedliche Re-
volution war eine Gesamtleistung vieler Gruppen und 
einzelner Menschen an ganz unterschiedlichen Orten, 
die wie in einem Mosaik als Teile des Ganzen wirkten. 
Diesen vielstimmigen Aufbruch in all seinen Facetten 
näher bekannt und für die Gegenwart nutzbar zu ma-
chen, ist ein wichtiges Vorhaben der demokratischen 
Selbstvergewisserung. Daran könnten sich auch Schu-
len beteiligen. Die Beschäftigung mit der Vergangen-
heit kann jüngeren Menschen auch aufzeigen, dass es 
nicht selbstverständlich ist, in Freiheit zu leben und 
demokratische Grundrechte zu genießen.“
Der Förderzeitraum erstreckt sich über zwei Jahre: Für 
2019 sind eine Million Euro vorgesehen, für 2020 ste-
hen insgesamt 600.000 Euro zur Verfügung.

Anträge können ab dem 1. Februar 2019 bei der 
Sächsischen Aufbaubank (SAB) gestellt werden. Auf 
der Homepage https://www.sab.sachsen.de befinden 
sich die Förderrichtlinie „Revolution und Demokra-
tie“, die Auskunft über Förderschwerpunkte, Antrags-
fristen und Bewilligungsmodalitäten gibt sowie die 
dazugehörigen Antragsunterlagen. Die Auswahl, wel-
che Projekte gefördert werden, trifft ein Expertenbei-
rat. Bei inhaltlichen Fragen zum Fördergegenstand 
helfen Henry Krause (0351 564-1361) und Rico Na-
koinz (0351 564-1296) von der Sächsischen Staats-
kanzlei gern weiter. Von Seiten der SAB steht Frank 
Fiedler (0351 4910-4242) für Fragen zur Verfügung.

Maximilian Heidrich, M.A.,
Sachbearbeiter beim Landesbeauftragten

Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen:
Entscheidend ist nicht Herr Lederer oder Herr Knabe. 
Entscheidend ist, wer die Aufsicht über das Gedenken 
bekommt, und dies darf nicht der Nachfolger der Tä-
ter-Partei SED werden. Es gibt ein Buch "Opfer ohne 
Lobby" und dies sind die Opfer – nimmt man die VOS 
aus – zweifellos! Hugo Diederich
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Von der Gefahr der politischen Mühlräder und des Vergessens 
Das Zeitzeugen-Projekt erfuhr am Bonner Gymnasium trotz anfänglicher Bedenken viel Zuspruch
In der vorigen Ausgabe der Frei-
heitsglocke brachten wir auf S. 21 
einen Kommentar, der die Wirr-
nisse um eine Zeitzeugen- Veran-
staltungen an einem Bonner 
Gymnasium zum Gegenstand hat-
te. Betroffen war in erster Linie 
unser Kamerad Christoph Becke, 
der die Veranstaltungen initiiert 
hatte und dem es gemeinsam mit 
dem Mentor der Uni Bochum ge-
lang, den Lehrkörper von der de-
mokratischen Gesinnung der Ver-
bandsmitglieder zu überzeugen, so 
dass insgesamt drei Vorträge 
stattfanden, die zu vollen Erfolgen 
wurden. Soll heißen: Leh-
rer_innen und Schüler_innen wa-
ren hellauf begeistert und wün-
sche sich weitere Veranstaltungen.

Um den Sachverhalt inhaltlich 
zu erklären, hat Christoph Becke 
den nachstehenden Bericht ver-
fasst, durch den die Wogen nun si-
cher endgültig geglättet werden.
Als quasi Betroffener halte ich zur 
besseren Darstellung der geschil-
derten Situation die folgende Er-
gänzung für wichtig und notwen-
dig. Die zwischenzeitliche Absage 
von vier Zeitzeugenveranstaltun-
gen der Bonner Schule erfolgte, 
wie bereits geschildert aus vorge-
schobenen politischen Gründen.

Zunächst hat mich die Absage 
schwer betroffen gemacht. Zum 
einen macht es sehr viel Arbeit und 
Mühe, Schulen für unsere Zeit-
zeugentätigkeit zu gewinnen. Und 
wenn dann aus fadenscheinigen 
politischen Gründen eine Absage 
erfolgt, ist es für mich als ehemali-
ger politischer Häftling mehr als 
deprimierend wahrzunehmen, wie 
sehr sich inzwischen das politische 
Klima in Deutschland geändert 
hat. 

Die Absage konnte und wollte 
ich so nicht akzeptieren und suchte 
deshalb das Gespräch mit der 
Schule. Ein Vorwurf war u. a. ein 
unvollständiges Papier aus der El-
ternschaft an die Lehrer mit der 
Aussage, dass die VOS in ihren 
Reihen ehemalige NSDAP- Mit-
glieder hat oder hatte oder mit 
ihnen sympathisiert. Nach meinen 
Recherchen stellte sich aber her-
aus, dass das namentlich genannte 
Mitglied schon jahrelang tot ist 
und im NKWD-Speziallager Sach-

senhausen interniert war. All das 
stand nicht in dem Papier, und ich 
habe dies der Schule mitgeteilt. 
Auch, dass die Russen nicht nur in 
Sachsenhausen, sondern in der ge-
samten SBZ und späteren DDR 
tausende Unschuldige zusammen 
mit NSDAP-Mitgliedern unter 
grausamen Bedingungen in ehema-
ligen Nazi-KZs nicht nur wegge-
sperrt, sondern auch bewusst ver-
nichtet haben, war nicht bekannt.
Dass unter solch tiefster Not in der 
Haft die seltsamsten Freundschaf-
ten entstanden sind, ist nicht ver-
wunderlich. Die ehemaligen Nazi-
KZs wurden übrigens bis weit in 
die 1950-iger Jahre hinein betrie-
ben. Die DDR hat all das tot ge-
schwiegen. Und wenn heutzutage 
in Deutschland solche Lager unter 
Stalin, Mao Zedong, Rote Khmer 
oder Kim Il Yun mit Millionen von 
Toten nicht auch als KZ bezeich-
net werden dürfen, empfinde ich 
das als klaren Versuch, die Mei-
nungsfreiheit einzuschränken.

Ein weiterer Vorwurf war, dass 
es in der VOS Mitglieder gäbe, die 
braunes Gedankengut verherrli-
chen würden. Das habe ich zu-
rückgewiesen. Dieser Vorwurf ist 
völlig absurd. Natürlich sind wir 
aus eigener Erfahrung Gegner von 
Diktaturen jeglicher Art und somit 
auch Antikommunisten. Und ge-
nau deshalb werden wir von zahl-
reichen Leuten aus dem linken La-
ger angegriffen und als "rechtslas-
tig" beschimpft. Für mich ist das
schrecklich und indiskutabel.

Die VOS und unser Zeitzeugen-
projekt kämpfen daher gegen das 
Vergessen und Verharmlosen 
kommunistischer Ideen und die da-
raus folgenden Gewaltverbrechen.
Für uns ist es unerträglich, dass 
zahlreiche, dialektisch bestens ge-
schulte SED-Täter immer noch 
ungestraft ihr ideologisches Unwe-
sen treiben dürfen. Sie sitzen heute 
– wie nach dem Krieg nicht weni-
ge Nazi-Täter – in zahlreichen 
Ämtern und sind Mitglieder in 
demokratisch wählbaren Parteien. 
Und wenn Spitzenfunktionäre der 
Linken sogar neue Wege zum 
Kommunismus proklamieren, geht
nicht ein einziger Aufschrei durch 
das Land. Informieren kann man 

sich dazu unter dem Internet Link 
http://www.spiegel.de/politik/deuts
chland/programmdebatte-linke-
chefin-erklaert-kommunismus-
zum-ziel-der-partei-a-737780.html.

Liebe Kameradinnen und Kame-
raden, bedauerlicherweise ist für 
Zeitzeugenveranstaltungen das In-
teresse der Bildungsverantwortli-
chen an den Schulen und das Me-
dieninteresse an der „braunen Dik-
tatur“ deutlich stärker als das an 
der „roten Diktatur“. Unser Zeit-
zeugenprojekt läuft weiterhin Ge-
fahr, in den politischen Mühlrä-
dern zerrieben zu werden. Wir le-
gen daher in unserem Projekt gro-
ßen Wert darauf, keinerlei Partei-
politik zu betreiben. Unsere Auf-
gabe ist es, den Jugendlichen aus 
unseren persönlichen Erlebnissen 
und Erfahrungen zu berichten, was 
eine Diktatur bedeutet und welche 
Folgen sie hat.

Natürlich haben wir mit der 
SED-unterwanderten Partei Die 
LINKE, insbesondere durch deren 
Verweigerung einer ehrlichen
Aufarbeitung ihrer kommunisti-
schen Diktatur, ein Problem. Aber 
wir akzeptieren es, dass diese Par-
tei gewählt werden darf. Genauso 
erwarten wir, dass seitens der 
Schulen oder sonstigen Projekt-
partnern keinerlei Vorbedingungen 
und erst recht keinerlei Vorgaben 
gemacht werden, in welchen de-
mokratisch wählbaren Parteien un-
sere Mitglieder der VOS und der 
Zeitzeugen sein dürfen oder nicht. 
Das politische Klima in Deutsch-
land wird nur besser, wenn poli-
tisch Andersdenkende akzeptiert 
und ein friedlicher Umgang mitei-
nander bewahrt werden. 

Meine Stellungnahme zu den 
Vorwürfen und auch die beeindru-
ckende Argumentation unseres
Mentors Dr. Hoffmann von der 
RUB wurden von der Schule voll-
ständig akzeptiert. Die vier Veran-
staltungen konnten in bester Atmo-
sphäre mit tollen Lehrerin-
nen/Lehrern und Schülern durch-
geführt werden. Und wir hoffen, 
dass noch recht viele Veranstaltun-
gen nachfolgen werden.

Christoph Becke
stellvertretender Projektleiter im 

Zeitzeugenprojekt NRW
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Göhls Beharrlichkeit war wieder der Schlüssel zum Erfolg
Gedenktafel an den Volksaufstand vom Juni 1953 ist in Darmstadt jederzeit zu sehen
 

Unser Kamerad Ehrhard Göhl, 
früherer Bundesvorsitzender der 
VOS, ist und ein bleibt ein Kämp-
fer. Nachdem er sich zehn Jahre für 
den Erhalt des berüchtigten Grote-
wohl-Express und die ebenso be-
rüchtigte Minna (Fahrzeug B 1000 
mit engsten Transportkabinen) ein-
gesetzt und diese schließlich für die 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht
hat, ging es ihm in den letzten sechs 
Jahren um eine Gedenktafel für die 
Opfer des Volksaufstandes vom Ju-
ni 1953. Die Tafel war 2013 am 
historischen Kollegiengebäude am 
Darmstädter Luisenplatz im Ein-
gangsbereich des Regierungspräsi-
diums angebracht worden, wo sie 
bislang zu wenig Beachtung gefun-

den hatte. Dies war ein Erfolg der 
VOS-Landesgruppe Hes-
sen/Rheinland-Pfalz, die die Regie-
rung Hessens veranlassen konnte, 
an den Regierungsgebäuden in 
Kassel, Gießen und Darmstadt Ge-
denktafeln für die Opfer des 17. Ju-
ni 1953 und des Kommunismus in 
Deutschland anbringen zu lassen.

In Kassel und Gießen wurden die 
Tafeln außen an den entsprechen-
den Gebäuden, für jedermann und 
zu jeder Zeit zugänglich, befestigt. 
In Darmstadt brachte man die Ta-
fel innen im Foyer des Gebäudes 
an, sodass diese lediglich zu den 
Bürozeiten der Öffentlichkeit zu-
gänglich war. Unser Kamerad 
Ehrhard Göhl hat sich dann sofort 
in Abstimmung mit der VOS Lan-

desgruppe Hessen dafür eingesetzt, 
dass die Tafel nach außen kommt. 
Dies wurde damals vom Regie-
rungspräsidenten aus, so hieß es, 
Gründen des Denkmalsschutzes 
abgelehnt. Kamerad Göhl hat sich 
danach an die Landesregierung 
gewandt, und nunmehr haben seine 
jahrelangen Bemühungen mit Hilfe 
von Frau Karin Wolff, Staatsmi-
nisterin a. D., der dafür ein beson-
derer Dank gebührt, zum Erfolg 
geführt.

In einem Artikel der Frankfurter 
Rundschau vom 8. Januar 2019, 
einer überregionalen Zeitung also, 
wurde der Einsatz unseres Kame-
raden Göhl in den letzten Jahr-
zehnten für die Aufarbeitung der 

SED-Diktatur wie auch für die vie-
len Opferschicksale entsprechend 
gewürdigt.

Die Gedenktafel wurde nun,
nachdem Kamerad Göhl sechs Jah-
re dafür gekämpft hat, am 7. Janu-
ar 2019 an der Mauer des Wilhel-
minenhauses (Gebäude des Regie-
rungspräsidenten) unterhalb eines 
großen Mosaiks platziert.

Die Neu-Einweihung fand im 
Rahmen einer kleinen, aber hoch-
karätig besuchten Feier statt, zu 
der auch Ehrhard Göhl geladen 
war. Kamerad Göhl ist nicht nur in 
VOS-Kreisen eine geschätzte Per-
sönlichkeit, sondern man weiß
auch in seiner jetzigen Heimatstadt 
Darmstadt um seine Verdienste 
und seinen Einsatz für das Erin-

nern und das Nicht-Vergessen. So
würdigte Regierungsvizepräsident 
Alexander Böhmer den neuen Ort 
der Gedenktafel als eine Stelle, an 
der man zu allen Jahreszeiten in-
nehalten und sich informieren 
könne. Innenminister Peter Beuth 
von der CDU nannte den Volks-
aufstand von 1953 als „Schlüssel-
ereignis der deutschen Nach-
kriegsgeschichte“. In Vergessen-
heit dürfe dieses wichtige Datum 
niemals geraten. Die Menschen in 
der DDR hatten ihr Leben riskiert, 
um mehr Freiheit und Demokratie 
zu erreichen und die Diktatur der 
SED und ihrer sowjetischen Be-
fehlsgeber zu besiegen. 

Ehrhard Göhl ließ es sich nicht 

nehmen, während der kleinen Feier 
einige Dankesworte an die anwe-
senden Politiker zu richten: 

Sehr geehrter Herr Innenminister 
Beuth, sehr geehrter Herr Regie-
rungsvizepräsident Dr. Böhmer, 
sehr verehrte Frau Staatsministe-
rin a. D. Karin Wolff, als Vertreter 
der Landesgruppe Hessen der seit 
69 Jahren bundesweit organisier-
ten Vereinigung der Opfer des Sta-
linismus e.V. spreche ich hiermit 
einen besonderen Dank an die 
Hessische Landesregierung für 
diese Gedenktafel aus.

 Seite 11 oben

Foto: Ehrhard Göhl mit
Frau Wolff, Herrn Dr. Böhmer 
und Herrn Beuth (von links)
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Das Besondere ist, dass diese Gedenktafel nun, nach 
den Gebäuden beim Regierungspräsidenten in Kassel 
und Gießen, auch beim Regierungspräsidenten in 
Darmstadt für die Öffentlichkeit und zum öffentlichen 
Gedenken zugängig ist. Einen besonderer Dank spre-
chen wir als Opfer des Kommunismus, welche zu tau-
senden Ihr Leben nach 1945 für die Freiheit und Ein-
heit Deutschlands geopfert haben, Ihnen, Frau Staats-
ministerin a. D. Karin Wolff aus. Ohne Ihre Hilfe wäre 
diese Gedenktafel heute hier nicht der Öffentlichkeit 
zugänglich geworden. 

Dass Ehrhard Göhl in der Tat eine außerordentliche 
Genugtuung für den Erfolg seiner Initiative empfindet, 
ist einem Brief an die Staatsministerin a. D. Karin 
Wolff zu entnehmen. Ihr teilte Kamerad Göhl per 
Email mit: Auf diesem Wege bedanke ich mich noch-
mals ganz herzlichst für die gelungene Veranstaltung 
am 7. Januar 2019 mit der Enthüllung der Gedenktafel. 
Die wirklich guten Pressemeldungen in der Frankfur-
ter Rundschau sowie im Darmstädter Echo werden 
Ihnen sicher vorliegen. Die Wirkung ist einfach er-
staunlich. Kranz mit Blumen und Schleifen sowie Ge-
denktafel waren auch noch am Donnerstag völlig un-
beschädigt sichtbar. Viele Leute blieben immer noch 
stehen, um alles zu lesen. Es ist einfach der richtige 
Platz, um die Öffentlichkeit zu informieren, und es wird 
auch angenommen.

Von großer Wertschätzung zeugen auch die Auf-
schriften der beiden Gebinde bzw. Kranzschleifen, die 
mit schwarzrotgoldenen Schleifen geschmückt worden 
sind. Zu lesen war zum einen: Zum Gedenken an die 
Opfer des 17.Juni 1953 und die Opfer des Kommunis-
mus in Deutschland. Zum anderen: Vereinigung der 
Opfer des Stalinismus (VOS e. V.) Landesgruppe Hes-
sen.

Anlässlich der Verlegung der Gedenktafel hat das Re-
gierungspräsidium zudem eine Ausstellung der Bun-
desstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur in das 
Foyer des Hauptgebäudes am Luisenplatz in Darmstadt 
geholt, welche im Anschluss an die Feier besichtigt 
wurde. Kamerad Göhl, in Darmstadt wohnend, hat sich 
seit vielen Jahren für das Gedenken an die Opfer der 
SBZ/DDR Diktatur in seiner Heimatstadt eingesetzt. 
Als vor Jahren der Bahnhofsvorplatz in Darmstadt re-
noviert wurde verschwand das Denkmal für die Opfer 
des Aufstandes vom 17. Juni, welches dort seit Jahr-
zehnten stand. Erst nach einer längeren, keineswegs un-
komplizierten Suchaktion gelang es ihm, das Denkmal 
aufzufinden. Er ließ es reparieren, und es wurde wieder 
an der ehemaligen Stelle auf dem Bahnhofsvorplatz des 
Darmstädter Bahnhofs aufgestellt.

In der letzten Freiheitsglocke rief uns unser Redak-
teur Kam. Alexander Richter in seinem Artikel „Auf 
ein Wort zum Jahresende“ zu: „ ...   versteckt euch 
nicht! … Seid offensiv!“

Obwohl wir hier in unseren westlichen Bundeslän-
dern bei Parteien und Behörden häufiger auf Desinte-
resse und sogar Ablehnung stoßen, ist es uns doch in 
den letzten Jahrzehnten gelungen, uns als Opfer des 
Stalinismus immer wieder in Erinnerung zu bringen.

Arno Selten, Landesgr. Hessen/ Rheinland-Pfalz/ Fg

Wir waren und sind noch immer 
die treuesten Anhänger unserer 
Bundesrepublik 
Verehrte Kameradinnen und Kameraden, seit vielen 
Jahren lesen wir von Ihren Bemühungen, die Opfer-
rente für uns Betroffene zu verbessern. Hierzu muss ich 
wieder lesen, dass physische und psychische Schäden 
bei ehemaligen politischen Häftlingen festgestellt wer-
den müssen, um Entschädigungen zu erwirken. Wir 
sind im 30. Jahr nach der friedlichen Revolution. Viele 
Opfer leben nicht mehr, sind zu alt, sind krank oder ha-
ben die Hoffnung aufgegeben. 

Fehlen bei den Damen und Herren in unserer Regie-
rung heute immer noch Kenntnisse über das „Leben“ in 
der ehemaligen politischen Stasi-Haft? Ich selbst habe 
mich 1984 massiv gegen das Ansinnen der Stasi ge-
wehrt, für dieses Organ in der Bundesrepublik als 
„Kundschafter“ tätig zu werden. Meine energische Ab-
sage hatte für mich, meine Frau und meinen Sohn En-
rico (damals 22 Jahre) eine sippenhaftartige Stasi-Haft 
zur Folge. Mein Sohn ist inzwischen Mitte fünfzig und 
hat bis heute nicht einen Cent Opferrente erhalten, weil 
er wie wir alle mit der Arbeitsaufnahme nach der Haft 
begonnen hat und somit nicht würdig ist, diese Opfer-
rente vom Bremer Amt zu erhalten. Meine Frau ist 
2015 gestorben, sie hat bis zuletzt unter den seelischen 
und körperlichen Foltermethoden in Hoheneck gelitten. 
Wir haben Ende der 1980er Jahre bei einer medizini-
schen Kommission in Köln vorgesprochen. Man sagte 
uns dort, dass wir letztlich selbst schuld an unserem 
Schicksal seien. Dasselbe bekam meine Frau 2008 in 
der Jaspers Klinik Bad Zwischenahn zu hören. 

Was will unsere Regierung den Betroffenen nach so 
langer Zeit noch zumuten? Alle, die in der Stasi-Haft 
waren, haben Schäden davongetragen. Ist es nicht be-
kannt, dass wir in der Haft auch geschlagen wurden und 
Schlafentzug, zwölf Stunden Arbeit bei schwersten Be-
dingungen ertragen mussten?

Es ist eine Schande für die Verantwortlichen, dass wir 
uns nach so langer Zeit noch rechtfertigen müssen. In 
allen Stasi-Haftanstalten, voran Hoheneck, herrschten 
schreckliche Haftbedingungen. In Cottbus musste ich 
nach zwölf Stunden Arbeit in einem Kellergewölbe 
Kohlen schippen, Kartoffeln schälen und Ähnliches. 
Natürlich nahmen wir uns mal eine Möhre oder Zwie-
bel heimlich mit auf die Zelle, um den Speiseplan zu 
ergänzen. Aber die Schließer machten Taschenkontrol-
len, was die Wegnahme und ein heftiges Anbrüllen o-
der Schläge mit dem Gummiknüppel zur Folge hatte. 
Wenn ich bei meinen vielfältigen Zeitzeugen-Vorträ-
gen vor Schulklassen der Jahrgänge 10/11 spreche, 
muss ich oft brutale Situationen weglassen, um die jun-
gen Menschen nicht mit Seelenschmerzen zu belasten. 
Wenn wir, die ehemaligen politischen Häftlinge der 
Staatssicherheit, uns heute immer noch erklären müs-
sen, dann ist das für unsere Regierung sehr beschä-
mend. 

Wir waren und sind noch immer die treuesten Anhä-
nger unserer Bundesrepublik. 

Ihnen allen gute Wümsche
Dipl.-Ing. Reinhold Schwartz
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Nicht in allen Fragen wurde eine Übereinstimmung erzielt
VOS-Mitglieder aus NRW diskutieren im Landtag mit CDU-Abgeordneten Marco Schmitz
17 anwesende Mitglieder der VOS aus den Bezirks-
gruppen Rhein-Ruhr und Bonn diskutierten am 
Nachmittag des 12. Oktober 2018 im Fraktionsraum 
des NRW-Landtages mit dem Abgeordneten des 
Landtages M. Schmitz (CDU) aktuelle, speziell in-
nenpolitische Fragen, um hierzu die Haltung der CDU 
zu erfahren.

Zusammenfassend ist im Ergebnis des Treffens fest-
zuhalten, dass sich eine Konsensfindung über die Ur-
sachen der Stimmenverluste der CDU bei den Wahlen 
bzw. den Prognosen zukünftiger Wahlen insbesondere 
nach Eintritt der Massenimmigration seit September 
2015 unter den Gesprächsteilnehmern als schwierig 
darstellte. Wohl wissend, dass die Landespolitik in 
hohem Masse von der Bundespolitik beeinflusst wird, 
muss eine funktionierende Demokratie jedoch konträ-
re Meinungen aushalten und sich dennoch behaupten.
Die VOS-Mitglieder nahmen die Gelegenheit wahr, 
einem Landespolitiker eigene Anliegen vorzutragen: 

- Zunehmend mangelnde gesellschaftliche An-
erkennungen der Opfer des SED-Regimes, 
wie bspw. Wegfall des 17. Juni als Feiertag,
respektloser Missbrauch des Nationalfeierta-
ges 3. Oktober durch die DITIB als Tag der 
offenen Moscheen.

- Deutlich niedrigere Opferrente (300 €) im 
Vergleich zu den Opfern des Nationalsozia-
lismus ohne jeglichen Inflationsausgleich (im 
Gegensatz zu den Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages).

- Ausstehende Lösung beim sog. Fremdrenten-
betrug gegenüber ehemaligen DDR-Bürgern, 
die vor dem Fall der Mauer in die Bundesre-
publik Deutschland gelangt sind. Eine ent-

sprechende Petition der SED- Opferorganisa-
tionen (e-Petition 81823) liegt dem Petitions-
ausschuss (Leiter MdB Wendt (CDU)) zur 
Weitergabe und Klärung an/ durch den 
Rechtsausschuss des Deutschen Bundestag 
vor. Angesichts des hohen Alters der geschä-
digten Anspruchsberechtigten ist Hohe Eile 
geboten! 

- Mangelnder Protest gegen die durch die KP 
Chinas inszenierte Errichtung eines Karl-
Marx-Monuments in Trier und die Benen-
nung eines ICE-Zuges mit dem Namen Karl 
Marx durch den DB-Vorstand.

- In eigener Sache: Die VOS plant künftig eine 
Gedenkveranstaltung zum 17. Juni am Berli-
ner-Mauer-Segment vor dem NRW-Landtag 
und bittet die CDU-Fraktion um Unterstüt-
zung für dieses Anliegen, bei Genehmigung 
durch den OB Geisel auch um Teilnahme.

Die VOS dankt dem CDU-Abgeordneten Herrn Mar-
co Schmitz für sein Engagement und die freundliche 
Aufnahme im Landtag NRW. Felix Heinz Holtschke
 

Ab 2019 mehr Besuche von Gedenkorten? 
 

Gute Nachrichten aus dem Bundesland Brandenburg, 
wo die Landesregierung in ihrem Weihnachtsrund-
brief mitteilt, dass die Schulen ab sofort für zwei 
Schuljahre die Gedenkort-Besuche für das Bildungs-
ministerium zu erfassen haben. Die Lernortbesuche 
sind seit 2018 laut Lehrplan für die Klassen 7-10 ver-
bindlich. Sollten sich diese Besuche durchsetzen, wä-
ren sie beispielhaft für alle Bundesländer.  

M. Kruczek / Forum zur Aufarbeitung  
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Das ist wichtig: Unterstützung wurde in fast allen Fragen zugesagt
Landesverband NRW im Gespräch mit dem Landesbeauftragten für die Belange der deutschen 
Heimatvertriebenen, Aussiedler und Spätaussiedler, Herrn Heiko Hendriks in Düsseldorf
Am 4. Dezember 2018 fand ein 
erstes Treffen zwischen dem Be-
auftragten der NRW- Landesregie-
rung für die Belange von deut-

schen Heimatvertriebenen, Aus-
siedlern und Spätaussiedlern, 
Heiko Hendriks (kleines Foto) und 
der VOS, vertreten durch den
NRW-Landesvorsitzenden Felix 
Heinz Holtschke und den Vorsit-
zenden der Bezirksgruppe Rhein-
Ruhr Detlef von Dechend auf 
dem(Foto links) statt. Das Treffen 
war durch die VOS-NRW initiiert
worden und fand im Ministerium 
für Kultur und Wissenschaft des 
Landes NRW in Düsseldorf statt. 
Die nach dem Regierungswechsel 
in Nordrhein-Westfalen von der 
Landesregierung neu geschaffene 
Beauftragten-Stelle soll sich auch 
um die Belange von politischen 
Häftlingen und Flüchtlingen aus 
der ehemaligen DDR kümmern, 
die im Bundesland Nordrhein-
Westfalen ansässig geworden sind. 

Dass ein starkes Interesse an sol-
chen Ansprechpartnern mit der je-
weiligen Landesregierung besteht, 
zeigte sich darin, dass auch schon 
die UOKG bei Herrn Hendriks 
vorstellig gewesen ist. Aus unserer 
Sicht ging es in diesem ersten In-
formationsgespräch darum, auszu-
loten, inwieweit die VOS bei ihren 
politischen Zielen auf eine Unter-
stützung der Landesregierung hof-
fen darf. In einer allgemeinen Vor-
stellungsrunde, bei der beide Sei-
ten ihren persönlichen Werdegang 
offenlegten, stellte Herr Hendriks 

seine schon sehr früh erkennbare 
Sympathie für Widerstandsbewe-
gung im kommunistischen Osten 
heraus, die für ihn unter der ausge-

sprochen linken Studentenbewe-
gung des Westens persönlich 
durchaus von Nachteil war. 

Daran anschließend erläuterte 
Herr Hendriks seinen Aufgabenbe-
reich, der ausdrücklich auch die 
soziale und politische Unterstüt-
zung der SED-Opferorganisationen 
einschließen soll.

Wir wiederum warben in diesem 
Gespräch um unsere grundsätzli-
chen und aktuellen Anliegen, näm-
lich das Nichtvergessens unseres 
Kampfes gegen die Unterdrückung 
in der Zweiten deutschen Diktatur.
Wir schilderten unsere aktuellen 
Aktivitäten im NRW- Zeitzeugen-
projekt in Zusammenarbeit mit der 
Ruhr-Universität Bochum, unse-
rem Kampf gegen den Fremdren-
tenbetrug sowie für eine Erhöhung 
sowie Dynamisierung der Opfer-
rente.

Herr Hendriks sagte uns weitge-
hende Unterstützung im Rahmen 
seiner Möglichkeiten bei unseren 
Aktivitäten und Vorhaben zur 
Verbesserung der Lebensumstände 
der ehemals Verfolgten des SED-
Regimes zu. Hierzu unterbreitete 
er den Vorschlag, einen gemein-
samen Runden Tisch mit den inte-
ressierten SED-Opferverbänden 
hier in NRW einzuberufen, an dem 
alle anstehenden Fragen und bis-
lang ungelösten Probleme offen 
diskutiert werden sollen. 

Diese Idee fand unsere uneinge-
schränkte Zustimmung. Auch seine 
Bereitschaft, koordinierend tätig 
werden zu wollen zwischen der 

NRW-Landesregierung, 
dem Landtag und den 
Opferverbänden bei der 
notwendigen Intensivie-
rung von Gedenkveran-
staltungen, wie z. B. 
dem 17. Juni sowie dem 
bevorstehenden 30. Jah-
restages des Mauerfalls 
am 9. November 2019, 
wurden von uns aus-
drücklich begrüßt. 

Wir waren uns dar-
über einig, dass das an-
gedachte gemeinsame 
Gespräch am Runden 
Tisch möglichst bald im 
Jahr 2019 stattfinden 

sollte, um noch zu eventuellen 
konkreten Vereinbarungen hin-
sichtlich des 17. Juni und des 9. 
November 2019 zu kommen. Da-
bei obliegt die Initiative dazu bei 
dem Landesbeauftragten Herrn 
Hendriks.

Abschließend bedankten wir uns 
im Namen der VOS für das kon-
struktive Gespräch, mit der Erwar-
tung einer zukünftig guten und in-
tensiven Zusammenarbeit mit der 
NRW-Landesregierung.

Felix Heinz Holtschke,
Detlef von Dechend

Nachsatz: Die Freiheitsglocke 
dankt Herrn Heiko Hendriks eben-
falls für das Gespräch und wird 
über weitere Einladungen und Ak-
tivitäten berichten. 
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Initiator und VOS-Aktivist
Glückwünsche an Detlef von Dechend zum 75.
Die VOS gratuliert ganz herzlich unserem Kameraden 
Detlef von Dechend, der im Januar seinen 75. Ge-
burtstag erleben durfte. Kamerad von Dechend hat ein 
bewegtes Leben hinter sich und möchte es in der 
nächsten Zeit etwas ruhiger angehen lassen. Immerhin 
ist das, was er insonderheit in den letzten zehn 
Jahren geleistet hat, von großer Bedeutung 
und hat bei den Kameradinnen und Kame-
raden in NRW Wirkung hinterlassen. 
Gemeinsam mit Herbert Kühn, ebenfalls 
kein Unbekannter in der VOS, rief er ein 
Zeitzeugen-Projekt für das Bundesland NRW 
ins Leben, das von der Uni Bochum und der 
Stiftung zur Aufarbeitung des SED-Unrechts durch-
gehend unterstützt wurde. Somit kamen etwa zwanzig 
Zeitzeugen in NRW und auch außerhalb der Landes-
grenzen (z. B. Niedersachsen, Hessen) zum Einsatz. 
Großveranstaltungen wie in Bielefeld, Hamm oder 
Düsseldorf sorgten für die rege Teilnahme der Jugend-
lichen an den Schulen. 

Detlef von Dechend hat damit etwas ins Leben geru-
fen, das eigenständig und vorerst noch einmalig ist, 
das aber für die Übernahme durch andere Landesver-
bände der VOS durchaus geeignet scheint. Er hat zu-
gleich den Betroffenen, die in den vielen Veranstal-
tungen an den Schulen über ihre Schicksale berichte-
ten und 
Fragen 
beant-
worte-
ten, ge-
holfen, 
die ei-
genen
Erleb-
nisse 
aufzuar-
beiten. 
Mittler-
weile 
sind 
mehrere 
der Zeit-
zeugen
verstor-
ben, etwa Ellen Thiemann oder Dieter Garstka. Das 
Projekt, dessen Leitung Kamerad von Dechend abge-
geben hat, läuft jedoch weiter. Die Uni Bochum hat 
die Bereitschaft zur weiteren Unterstützung bekannt-
gegeben, und von Seiten der Stiftung wurden noch-
mals Mittel zur Weiterführung genehmigt.

Kamerad von Dechend war mehrere Jahre Vorsit-
zender der VOS-Landesgruppe in NRW, und er ist ak-
tuell auf Bundesebene als Rechnungsprüfer aktiv. Die 
Mitglieder seiner Zeitzeugen-Gruppe gratulieren herz-
lich zum „runden“ Geburtstag, ebenso der Bundesvor-
stand der VOS nebst Geschäftsführer und Redakteur. 
Mit den Wünschen für Gesundheit, ein angenehmes 
Privatleben und weitere Aktivitäten verbinden sich 
Dank und Anerkennung für das Geleistete.        ARK

Der Mann, der die Fäden zieht
Runder Geburtstag für Hugo Diederich
Zu seinem 65. Geburtstag, im Januar dieses Jahres, gra-
tulieren wir herzlich unserem Bundesgeschäftsführer 
Hugo Diederich. Im Verband dürfte es nicht viele Ka-
meradinnen und Kameraden geben, die Hugo nicht 
kennen, zumal er seit mehr als anderthalb Jahrzehnten 

neben der Tätigkeit in der Bundesgeschäftsstelle 
auch mehrfach in den Vorstand gewählt wurde. 

Hugo Diederich lenkt und leitet die Geschi-
cke der VOS, er ist Ansprechpartner in ge-
schäftlichen wie auch in manchen privaten

Angelegenheiten. Oft genug ist er zu den Ver-
sammlungen der VOS- Bezirksgruppen in den 
Bundesländern unterwegs und informiert die Mit-

glieder über aktuelle Fragen. Er stellt die Verbindung 
zwischen Vorstand und Basis her und steuert nicht zu-
letzt auch Beiträge zur Freiheitsglocke bei. Zudem hält 
er den Kontakt zu wichtigen Politikern, bis hin zum 
Bundespräsidenten und zu den Behörden. Da die VOS 
noch ihre Bundesgeschäftsstelle in Berlin unterhält, 
vertritt er die VOS auch oft genug in der UOKG, bei 
den Stiftungen und den Landesbeauftragten der Bun-
desländer. Für viele ist er aus dem Amt nicht wegzu-
denken, und man muss sich fragen, was ohne ihn wer-
den sollte. Nächste wesentliche Aufgabe wird die Vor-
bereitung der Generalversammlung in gut einem Jahr 

sein. 
Wieder 
einmal 
werden
dann Ent-
schei-
dungen
von be-
achtlicher 
Tragwei-
te zu tref-
fen sein. 
So wird 
es um die 
Frage ge-
hen, ob 
die VOS 
ihre Mit-
glied-
schaft in 

der UOKG bestehen lässt und was nach dem Auszug 
aus den Räumlichkeiten der Bundesgeschäftsstelle 
werden soll. Wird die VOS abermals ein Büro anmieten 
oder wäre die Bewältigung der Geschäftstätigkeit in 
Form von Home office denkbar? Letzteres bedeutet, 
dass der Bundesgeschäftsführer die Tätigkeit von seiner 
Wohnung aus erledigt. Die Freiheitsglocke jedenfalls 
entsteht vom Hausbüro des Redakteurs.

Mit dem jetzt erreichten Alter hat Kamerad Diederich 
die Möglichkeit, seinen Posten in der Geschäftsstelle 
abzugeben und ein gemäßigtes Rentnerdasein zu füh-
ren. Vermutlich wird er das nicht tun, denn der Ver-
band ist ihm wichtig, und er selbst weiß um seine ge-
genwärtige Unentbehrlichkeit. Die VOS wird demnach 
seine Dienste weiter in Anspruch nehmen. T.H.
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Heißt es nun bald: „Von China lernen, 
heißt siegen lernen!“
Auch wenn das „Marx-Jahr“ 2018 vorüber ist, bleibt der 
„geniale“ Kritiker des Kapitalismus im Gespräch

Etwa ein Jahr nach dem lang er-
warteten Erscheinen seiner zeit-
weilig auch als „Saubuch“ ver-
fluchten Kritik der politischen 
Ökonomie Das Kapital schreibt 
Karl Marx am 11. Juli 1868 einen 
bemerkenswerten Brief aus Lon-
don an seinen Freund Ludwig Ku-
gelmann in Deutschland. Unter 
den rund 800 Wörtern des Briefes 
sind zwei Sätze besonders auf-
schlussreich: "Der Witz der bür-
gerlichen Gesellschaft besteht ja 
eben gerade darin, daß a priori 
keine bewußte gesellschaftliche 
Reglung der Produktion stattfindet. 
Das Vernünftige und Naturnot-
wendige setzt sich nur als blind-
wirkender Durchschnitt durch." 

Ja, sollte man sich danach fragen,
warum dann die Abschaffung der 
bürgerlichen Gesellschaft ohne 
Rücksicht auf menschliches Leben, 
wenn sich in ihr das Vernünftige 
und Naturnotwendige sogar nur 
mittels blindwirkendem Durch-
schnitt durchsetzt? 

Und weiter gefragt: Wozu dann 
eine kommunistische Planwirt-
schaft, in der der vernünftig und 
blind wirkende Durchschnitt 
zwangsläufig nicht mehr "natur-
notwendig" wirken kann? Auch ist 
diese Marxsche "Erkenntnis" nicht 
neu, denn schon fast 100 Jahre vor 
ihm hat der schottische National-
ökonom Adam Smith in seiner Un-
tersuchung über die Natur und die 
Ursachen des Wohlstands der Na-
tionen geschrieben: "... der Einzel-
ne strebt nach höchstem Ertrags-
wert und eignem Gewinn ... Und 
wird in diesem wie auch in vielen 
anderen Fällen von einer unsicht-
baren Hand geleitet, um einen 
Zweck zu fördern, den zu erfüllen 
er in keiner Weise beabsichtigt hat. 
... Ja, gerade dadurch, dass er das 
eigene Interesse verfolgt, fördert er 
häufig das der Gesellschaft nach-
haltiger, als wenn er wirklich be-
absichtigt, es zu tun." 

Worin besteht denn dann, wenn 
überhaupt, der Unterschied zwi-
schen der "unsichtbarer Hand" des 
A. Smith und dem "blindwirken-
den Durchschnitt" des Karl Marx?

Am Ende ist Karl Marx hier ein 
Stück näher an das gesuchte Na-
turgesetz heran gerückt, weil er das 
Wirken eines Durchschnitts, der 
nur das Vernünftige und Natur-
notwendige ergibt, in die arbeits-
teilige Wirtschaft einbezieht. Nur 
übersieht er vielleicht sogar wis-
sentlich, dass es nicht der arithme-
tischen, sondern der geometrische 
Durchschnitt ist, der diesen “Witz” 
verursacht? 

Hätte er seine langjährige Analy-
se des Kapitalismus unter Verwen-
dung des geometrischen Durch-
schnitts vorgenommen, wäre seine 
Kritik der politischen Ökonomie 
realistischer ausgefallen. Marx wä-
re dann zwar nicht der erste Deut-
sche gewesen, der das geometri-
sche Mittel als Grundlage eines ge-
rechten und optimalen Austau-
sches erkannt hätte, denn auf dem 
kleinen Belitzer Friedhof in Meck-
lenburg-Vorpommern liegt das 
Grab des leider zu früh verstorbe-
nen Agrar- und Wirtschaftswissen-
schaftlers Johann Heinrich von 
Thünen (1783–1850). Mit seiner in 
Stein gemeißelten Formel des na-
türlichen und gerechten Arbeits-
lohnes „A“, dem geometrischen 
Durchschnitt aus Grundbedarf des 
Arbeiters „a“ und dem Wert seines 
Erzeugnisses „p“ also A = Wurzel 
aus a*p. 

Leider waren seine Untersuchun-
gen schwer verständlich. Thünens 
eindringliche Warnungen vor den 
irreführenden Lehren der Kommu-
nisten sind vielleicht auch deshalb 
nicht gebührend ernst genommen 
worden. Seine Befürchtungen, 
über die verheerenden Folgen 
kommunistischer Machtausübung 
haben sich leider bestätigt. Mitt-
lerweile, nach millionenfach Men-
schen vernichtenden Irrwegen, ha-
ben sich China´s Kommunisten der 
Marx‘schen Lehren entledigt und 
„entsorgen“ vielleicht sogar listi-
gerweise überflüssige Denkmäler 
von Marx auch nach Deutschland. 
So könnte paradoxerweise eine alte 
Losung neu als „Von China lernen, 
heißt siegen lernen!“ Wirklichkeit 
werden.  Gerd-Peter Leube

Einige Täter konnten 
das nicht verkraften
SED-Unrecht und die Wieder-
gutmachung sind aktuell
Wieder mal nahm unser Kamerad 
Peter Heubach an einer Veranstal-
tung zum Thema SED-Unrecht 
teil. In einem kurzen Rückblick 
unterbreitet er zur Verbesserung 
der Situation der SED-Opfer fol-
genden Vorschlag: Ein guter An-
lass für eine Verbesserung wären
der 30. Jahrestag der Grenzöffnung 
2019 und der 30. Jahrestag der 
Wiedervereinigung Deutschlands 
im Jahr 2020. Ich stelle mir dabei 
folgende Verbesserungen vor:
- Opferrente nicht ab dem sechsten 
Monat der Inhaftierung, sondern 
vom ersten Tag der Inhaftierung an
- vereinfachte Anträge bei haftbe-
dingter Gesundheitsschädigung 
nach dem Verwaltungsrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetz, mit Aner-
kennung auf der Altersrente in der 
gesetzlichen Rentenversicherung
- bessere Gleichstellung von Be-
troffenen nach dem Beruflichen 
Rehabilitierungsgesetz.
Nach meiner Verwaltungsrechtli-
chen Rehabilitierung am 19. No-
vember 1998 durch den Freistaat 
Thüringen stellte ich am Versor-
gungsamt Suhl den Antrag auf An-
erkennung gesundheitlicher Schä-
digung. Ich musste mich bei einem
Arzt, der im Auftrag des Versor-
gungsamts Suhl tätig war, vorstel-
len. Wenige Wochen später bekam 
ich einen ablehnenden Bescheid.
Vor meinen Umzug in Jahre 2000 
nach Rostock, bekam ich nach der 
Sendung des MDR Ein Fall für E-
scher am 1. Oktober 1998 mit den
Thema "SED-UNRECHT-OPFER 
FINDEN KEINE RUHE", in mei-
ner Heimatstadt Sonneberg ständig 
Drohanrufe.

Peter Escher stellte in dieser Sen-
dung neben meinem Schicksal noch 
zwei weitere SED- Unrechtsfälle 
vor. Hier wurde das Unrecht, das
ich durch das MfS erlitten habe,
durch eine Zuschaltung ergänzt.
Das haben einige Täter von damals 
wahrscheinlich nicht verkraftet. Ich 
erfuhr übrigens erst nach meinem
Umzug nach Rostock, dass es eine 
VOS gibt. Die Mitgliedschaft ist 
mir sehr wichtig.

Euer Peter Heubach
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Nichts als politischer Aberglaube
Zum Tode der Rosa-Luxemburg-Forscherin
und Liebknecht- Biografin Annelies Laschitza 
Am 10. Dezember 2018 verstarb in Ostberlin die Ro-
sa-Luxemburg-Biografin und Mitherausgeberin der 
fünfbändigen Werkausgabe Annelies Laschitza (1934
bis 2018). Geboren am 6. Februar 1934 in Leipzig, 
legte sie 1954 an der „Arbeiter- und Bauernfakultät“ 
das Abitur ab und studierte 1954/58 Geschichte an der 
Karl-Marx-Universität. Von 1960 bis 1990 war sie 
Mitarbeiterin der Abteilung „Geschichte der deut-
schen Arbeiterbewegung“ im „Institut für Marxismus-
Leninismus beim ZK der SED“, wo sie seit 1971 als 
Geschichtsprofessorin arbeitete. Ihre Rosa- Luxem-
burg-Biografie erschien 1996 unter dem Titel „Im Le-
bensrausch, trotz alledem“. Über Karl Liebknecht 
(1871-1919), den Mitkämpfer von Rosa Luxemburg 
(1871-1919) veröffentlichte sie 2007 das Buch „Die 
Liebknechts. Karl und Sophie. Politik und Familie“.

Zu Ehren beider Kommunisten, die am 15. Januar 
1919 in Berlin umgebracht worden waren, veranstalte-
ten die DDR-Kommunisten seit dem 13. Januar 1946 
jedes Jahr die „Liebknecht-Luxemburg- Demonstrati-
on“ zur „Gedenkstätte der Sozialisten“ auf dem 
Zentralfriedhof in Berlin-Friedrichsfelde. Doch trotz 
aller Wertschätzung ihrer Schriften, die als „Gesam-
melte Werke“ in fünf Bänden 1970/75 im Ostberliner 
Dietz-Verlag erschienen, blieb ihre leninkritische 
Schrift „Zur russischen Revolution“ (1922) drei Jahr-
zehnte lang ungedruckt. Der Grund dafür war ihre 
scharfe Kritik am russischen Revolutionsführer Lenin 
(1970 bis 1924). Erst im vierten Band der Werke ist 
diese Schrift dann gedruckt worden, ohne dass der 
kommunistische Himmel eingestürzt wäre.

Ich erinnere mich an eine Szene im Sommer 1964 
im Kultursaal des Zuchthauses Waldheim, wo ein 
SED-Funktionär, um unsere „Umerziehung“ zu beför-
dern, über die Geschichte der deutschen Arbeiterbe-
wegung gesprochen hatte. In der Diskussion danach 
meldete sich unser Leipziger Mithäftling Walter Stri-
cker und fragte, warum die Schrift Rosa Luxemburgs 
über die russische Revolution in der DDR verboten 
wäre. Noch ehe der Referent antworten konnte, ging 
der „Kulturhauptmann“ der „Volkspolizei“ ans Podi-
um und schrie mit erregter Stimme, diese Schrift wäre 
eben unwissenschaftlich und von Lenin widerlegt. 
Dass der ganze Marxismus-Leninismus unwissen-
schaftlich ist und nichts als politischer Aberglaube, 
das wagte damals keiner von uns zu sagen!

Jörg Bernhard Bilke

Die Arbeiter- und Bauernfakultät
Begriffserklärung

Wer erinnert sich noch? Die ABF, Arbeiter- und Bau-
ernfakultät, wurde im Gründungsjahr der DDR ins 
Leben gerufen. Nach dem Motto „hier schafft’s jeder, 
wenn er nur linientreu ist“, quälten sich Parteikader 
zum Abitur, um später in der erwarteten ideologischen 
Ergebenheit ihrem SED-Staat zu dienen. Im Volks-
mund wurde die ABI, die offiziell einen hohen Rang 
einnahm, als Knüppelakademie bezeichnet. Ihr wohl 
prominentester Absolvent war der Staatsschriftsteller 
Hermann Kant („Die Aula“). Tom Haltern

Dem Leiden und der Aufklärung 
bis zuletzt verpflichtet gewesen
Zum Tode unseres verdienten Mitstreiters und 
Weltbürgers Werner Juretzko 

Noch im alten Jahr erreichte 
uns die Nachricht vom Tod 
unseres Kameraden Werner 
Juretzko, der in den Verei-
nigten Staaten in Illinois leb-
te und von dort immer wieder 
Signale, Berichte und Fotos 
von seinen unermüdlichen 
Einsätzen jenseits des Ozeans 
schickte. Mehrfach nahm 

sich die Freiheitsglocke mit Dankbarkeit seiner Mel-
dungen an, waren sie doch wichtige Beiträge, mit de-
nen die Gefahr linker Expansion verdeutlicht wurde. 
Kamerad Juretzko hatte beizeiten erkannt, dass – nicht 
zuletzt in der Ära Obama – die Gefahr des Kommu-
nismus in den USA ähnlich wie bei uns unterschätzt 
wurde. Der Terrorismus aus dem islamistischen Lager 
hatte in Juretzkos neuer Heimat jene des verkappten 
Stalinismus harmlos erscheinen lassen. Ein Kalter
Krieg zwischen dem demokratischen Block und den 
Unrechtsregimen war seit dem 11. September 2001
neu gepolt worden. Ein Zustand, mit dem sich Kame-
rad Juretzko nicht hatte abfinden können und wollen. 
Nachdem er seine langjährige Tätigkeit als selbständi-
ger Unternehmer aufgegeben hatte und in den Ruhe-
stand gewechselt war, widmete er sich mit großer In-
tensität dem Auf- und Ausbau des Cold war museums, 
das durch Exponate, Tafeln und aktuell politische 
Statements Vergangenes und Gegenwärtiges für die 
Öffentlichkeit dokumentierte. Das Internet war (und 
ist weiterhin) angefüllt mit Juretzkos Bildberichten 
und Kommentaren. Egal, dass vieles in englischer 
Sprache geschrieben stand, konnte man doch immer 
erkennen, um was es ging: Um Aufarbeitung, um ak-
tuell politische Analysen. 

Unerschütterlich thematisierte Werner Juretzko auch 
seine Herkunft, über die in Deutschland kaum noch 
gesprochen wurde. Oberschlesien, wo er 1932 gebo-
ren wurde und wo er sein Herz gelassen hatte, mochte 
er auch räumlich weit entfernt von dieser Heimat ge-
wesen sein. Für ihn verbanden sich Stalinismus, 
Kommunismus, Teilung Deutschlands und Vertrei-
bung immer wieder miteinander. Nicht zuletzt waren 
die persönlichen bösen Erfahrungen, die er als Halb-
wüchsiger noch im Zweiten Weltkrieg mit den Sow-
jets gemacht hatte, der Grund für seinen Kampf gegen 
das kommunistische Regime. Als Agent des westli-
chen Geheimdienstes ging er Mitte der 1950er Jahre 
nach Ost-Berlin, wo ihn die Stasi festnahm. Er wurde 
zu 13 Jahren Haft verurteilt und verbrachte einen gro-
ßen Teil der Strafe in Berlin- Hohenschönhausen. 
Weitere Haftanstalten waren Halle und Brandenburg. 
1961 kam er vorzeitig frei und siedelte in die USA 
über, wo er in Chicago ein Technikstudium absolvier-
te und anschließend eine tadellose berufliche Karriere 
hinlegte. Er füllte mehrere hohe Ehrenämter aus und 
gehörte den Organisationen deutschstämmiger US-
Bürger an.  Seite 17 oben


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 von Seite 16 unten
In dieser Zeit entstanden zahlreiche Veröffentlichun-
gen mit politischen Themen, in denen er sein eigenes 
Schicksal verarbeitete und unauslöschliche Gedenk-
schriften für seine zu Tode gekommenen Haftkamera-
den verfasste. Fast legendär sind seine Beschreibun-
gen der politisch prägenden Ereignisse zu Zeiten der 
Teilung. Sei es der Bau der Mauer, die Beschaffenheit 
der Grenzanlagen oder das höchst aggressive Kriegs-
potenzial der Sowjets. Niemals hat er geschwiegen, 
niemals hat er sich die Wahrheit verbissen. Die Arbeit 
am Cold war museum ist Ausdruck seines Engage-
ments und seiner demokratischen Gesinnung. Er be-
grüßte hier Politiker, Militärs und Journalisten – und 
empfing allseits Lob und hohe Wertschätzung.

Dass er von uns gegangen ist, macht uns traurig. Wir 
spüren, dass uns seine Stimme fehlt. Es hat uns alle 
irgendwie geholfen, dass es auch im fernen Amerika 
jemanden gab, der aus eigenem Erleben vom Unrecht 
des Stalinismus berichtete, der die Menschen dort 
überzeugte, der an vorderster Front tätig war, von dem 
man wusste, dass seine Erfahrungen authentisch und 
lehrreich sind. Er war in jungen Jahren den Weg ge-
gangen, den viele von uns auch gegangen sind, und er 
hat das Leiden und seine Kameraden nicht vergessen. 

Und doch, jedes Leben ist endlich, gerade wir in der 
VOS erfahren das immer wieder. Dennoch hinterlas-
sen wir als Verband wie auch jeder einzeln eine un-
auslöschliche Spur. Dass unser Wirken, auch das von 
Werner Juretzko, nicht umsonst war, haben der Fall 
der Mauer vor dreißig Jahren und der anschließende 
Untergang des Stalinismus in Europa bewiesen. 

Was Werner Juretzkos vielfältiges Schaffen bewirkt 
hat, zeigen seine Einträge im Internet, die weiterhin 
abrufbar sind, wenn man das Stichwort „Cold war 
museum“ oder den Namen des Gründers in die Such-
maschine eingibt.  Tom Haltern

Foto (© Internet): Werner Juretzko 2007 bei einem 
Deutschland-Besuch in Berlin am ME-Denkmal. Sein 
Kommentar: „In seinen Armen (Marx – d. Red.) fühlte 
ich mich wohl.“ Gern hätte er das Denkmal mitgenom-
men und in den USA in seinem Garten aufgestellt.

Das bedeutet erneutes Unrecht
Was in den DDR-Haftpsychiatrien vor sich ging,
wird weiter unter den Teppich gekehrt
Lange konnte ich mich nicht äußern. Rehabilitierung, 
Beruf und ein Buch schreiben – alles so nebenbei. Ge-
rade von den Opfern der DDR-Haftpsychiatrie sind 
nur wenige in der Lage über ihre Behandlungen oder,
ich sage es deutlich, Folter zu reden. Zersetzung ist 
bekannt, aber den Opfern, die sie erfahren mussten,
werden bei der Reha absichtlich nicht als Zerset-
zungsopfer behandelt. Während andere Gruppen ein 
DDR-Gerichtsurteil vorweisen, haben Zersetzungsop-
fer der DDR-Haftpsychiatrie nicht einmal eine von der 
DDR ausgestellte Einweisung vorzuweisen. Seit vie-
len Jahren bin ich als Vorreiter in Sachen politischer 
Missbrauch der DDR Psychiatrie in Deutschland un-
terwegs. Meine gestellten Petitionen in alle Richtun-
gen von Deutschland wurden nie bearbeitet.

Eine Stiftung wurde ins Leben gerufen. Aber nur für 
Jugendliche bis 18 Jahre. Durch diese zeitliche Be-
grenzung fallen alle Opfer die "zersetzt " wurden und 
in den DDR-Psychiatrien gefoltert wurden und dem-
zufolge nicht über ihre politische Inhaftierung reden 
können, unten durch. Das bedeutet erneutes Unrecht.

Bei den Geschädigten der DDR-Haftpsychiatrie wird 
bis zum heutigen Tag die Vergangenheit und die "Be-
handlung" mit Elektroschock, Fixierung unter dem 
Netzbett, unbekannte Psychopharmaka, tägliche kör-
perliche Gewalt ausgeblendet. Es werden keine Spät-
folgen genannt. Damalige DDR Diagnosen wie Schi-
zophrenie wurden ausgetauscht und durch neue er-
setzt. Kein Wort von illegaler Zwangseinweisung, 
kein Wort von Schäden die durch Psychopharmaka
aus gelöst wurden. Anderen Opfer-Gruppen ist es ge-
lungen, dass wenigstens die Verantwortlichen für die 
Aufarbeitung der 
DDR- Vergan-
genheit über ihre 
Schicksale reden.

Mit meiner Bi-
ografie „Mund-
tot“ habe ich er-
reicht, dass we-
nigstens ein klei-
ner Teil in Ost 
und West mit der 
Thematik Zer-
setzung aus poli-
tischen Gründen, 
aufgeklärt ist.

Ich kann mir
sehr gut vorstellen, dass auch innerhalb der VOS eine 
größere Gruppe von Personen existiert die meine Be-
schreibung von der "Behandlung" in den Haftpsychi-
atrie der Ex- DDR nach lesen möchten. 

Lothar Tiedtke von Koß

Hinweis: Das Buch „Mundtot“ hat unter den Kunden 
von Amazon-Nutzern ein durchweg positives Echo 
hervorgerufen (siebenmal die volle Punktzahl). Ein 
anderthalbstündiges Video zur Lesung des Autors aus 
seinem Buch findet sich im Internet bei You tube. 
Empfehlenswert, weil: Sehr berührend. 
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Absender: 
 
 
 
 
An die 
Staatsministerin für Kultur und Medien 
Prof. Monika Grütters 
Bundeskanzleramt 
Willy-Brandt-Str. 1 
10557 Berlin 
 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Ministerin, 
 
ich wende mich gemeinsam mit anderen SED-Opfern an Sie, um die Gedenkstätte der 
SED-Opfer in Berlin-Hohenschönhausen als authentischen Schauplatz der Verbrechen 
des Kommunismus zu retten. Nach der für unsere Opfergruppe schmerzlichen Entlas-
sung von Dr. Hubertus Knabe sind wir SED-Opfer sehr in Sorge, dass die geschichtliche 
Wahrheit nicht mehr in vollem Umfang dokumentiert wird.  
 
Wir als Opfer des Kommunismus/ Sozialismus/ Stalinismus befürchten, dass durch die 
Neubesetzung der Stelle des Gedenkstättendirektors die Aufarbeitung der Verbrechen 
nach 1945 erheblich an Wahrheitsgehalt verlieren wird.  
Die Opfer des Kommunismus/ Sozialismus/ Stalinismus haben zudem bereits im Sep-
tember 2018 empfohlen, eine unabhängige Kommission zur Untersuchung der Vorgänge 
und der realen Schuld Herrn Knabes einzusetzen.  

 
Die/der Unterzeichnende ist selbst SED-Opfer. Sie / er war aus politischen Gründen 
verurteilt und inhaftiert und sorgt sich, dass die Schicksale der politischen Häftlinge 
der DDR verharmlost, verfälscht und verhöhnt werden. Darum darf eine Neubesetzung 
der Stelle des Gedenkstättendirektors nur in Übereinstimmung mit deren Meinung er-
folgen. Dies ist mit der Zusammensetzung der Findungskommission nicht gegeben.  

 
Name, Adresse, Alter 
 
 
 
Datum, Ort 
 
 
Mit freundlichen Grüßen     _______________________ 
        Unterschrift 
Verurteilt nach  
Paragraf 
 
Strafmaß 
 
Haftanstalt 
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Wir trauern um
Reiner Schenk Bezirksgruppe Leipzig
Margarete Gebhard Bezirksgruppe Harz
Dr. Karl-Heinz Kurz Bezirksgruppe Magdeburg
Genoveva Behrendt Bezirksgruppe Prenzlau
Gottfried Walther Bezirksgruppe Freiberg
Joachim Pusch Bezirksgruppe Dresden

Die VOS wird ihnen ein ehrendes 
Gedenken bewahren

Die Bemühungen tragen Früchte
Weiterer Schritt in Richtung Opferrente erkennbar

Nachdem der Bundesrat im vorigen 
Jahr eine Empfehlung an den Bun-
destag gegeben hatte, die Opferren-
te für ehemalige politische Häftlin-
ge der SBZ/DDR zu dynamisieren,
also der Inflationsrate anzupassen, 
wurde die Empfehlung durch das 
Land NRW bekräftigt. Dies geht 
aus einem Schreiben des Ministeri-
ums für Kultur und Wissenschaften 
an unseren Kameraden Karl-Heinz 
Genath hervor. Damit haben sich 
die jahrelangen Bemühungen von 
Kamerad Genath, der zwischenzeit-
lich mancherlei Rückschläge ein-
stecken musste, nun gelohnt. 

In einem Schreiben vom Dezem-
ber vorigen Jahres, das im Auftrag 
von Ministerpräsident Armin La-
schet verfasst wurde, heißt es: Der 
Bundesrat hat am 19.10. 2018 die 
Entschließung zur Verbesserung 
der sozialen Lage anerkannter poli-
tisch Verfolgter durch Novellierung 
der SED- Unrechtsbereinigungsge-
setze “(316/18(B)“ gefasst. 

In Bezug auf Ihre Anfrage ist ins-
besondere auf Punkt f) in der Ent-
scheidung des Bundesrates zu ver-
weisen: 

„Der Bundesrat bittet die Bundes-
regierung, unter besonderer Be-
rücksichtigung der sozialen Lage 
von in der ehemaligen … SBZ und 
der … DDR politisch Verfolgten zu 
prüfen, welcher gesetzgeberische 
Handlungsbedarf in Folge mögli-
cher Gesetzeslücken besteht. Dabei 
soll insbesondere nach Möglichkei-
ten gesucht werden, …

f) eine Dynamisierung der Aus-
gleichsleistungen nach § 8 Ber-
RehaG und § 17a StrRehaG vorzu-
sehen,

Zu Buchstabe 
f): Der Bundes-
rat ist der Über-
zeugung, dass 
eine Dynamisie-
rung der Aus-
gleichsleistungen 
nach § 8 Ber-
RehaG und § 
17a StrRehaG 
erreicht werden 
müsste. Dies er-
scheint ange-
sichts der wirt-
schaftlichen La-

ge vieler Betroffener gerecht. Eine 
Dynamisierung der Ausgleichsleis-
tungen würde dem den Rehabilitie-
rungsgesetzen innewohnenden 
Grundgedanken des Befriedungs-
faktors und den wirtschaftlichen 
Gegebenheiten und Interessen der
Betroffenen nachhaltig gerecht 
werden. Zudem hätte es den Vorteil, 
dass perspektivisch für eine Anpas-
sung keine neuerliche Gesetzesno-
vellierung notwendig wäre.“

Die Entschließung wurde der 
Bundesregierung zugeleitet, die ent-
scheidet, ob sie das Anliegen auf-
greifen will. Feste Fristen für die 
Beratungen innerhalb der Bundes-
regierung gibt es nicht. Ich hoffe 
aber, dass die Bundesregierung 
bald initiativ wird. Das Land Nord-
rhein-Westfalen hat der Entschlie-
ßung ebenfalls zugestimmt und 
würde die Umsetzung der darin ge-
nannten Vorhaben sehr begrüßen. 

Isabell Pfeiffer-Poensgen

Das Gedenken
Oskar Brüsewitz

Pfarrer Oskar Brüsewitz hätte am 
20. Mai seinen 90. Geburtstag. Es 
sind bisher keine Gedenkfeiern ge-
plant. Daher wird in der VOS jede 
Initiative begrüßt, die zur Erinne-
rung beiträgt. Dies können Schrei-
ben an die Kirchenleitungen oder 
die Kommunen sein, wo Brüsewitz 
gelebt hat: Melle, Zeitz, Weißensee 
(Thür.) Brüsewitz verbrannte sich 
im August 1976 und wurde zum 
Fanal. Seine Bedeutung für den 
Widerstand gegen das SED-Unrecht 
ist enorm. Fg

Den Opfern einen 
Namen geben

 

E I N L A D U N G 
Am 

28. Februar 2019
10.00 Uhr

Die VOS Chemnitz
lädt zur 

Einweihung 
der Namenstafel 

am Ehrengrab Chemnitz
Urnenhain 18

(Eingang Reichenhainer Straße, 
Weg wird ausgeschildert) 

herzlich ein.
Es geht darum, den Opfern 

einen Namen zu geben.
Dem unermüdlichen Engage-
ment der SMTler Benno Prieß 

und Heinz Lorenz von der VOS 
Stuttgart haben wir diese Grab-
stätte zu verdanken. Auch die 
SMT-Hoheneckerinnen Maria 
Stein und Margot Jann haben 

sich bei der Schaffung der 
Grabstätte große Verdienste 

erworben. 
Das Ehrengrab wurde am 

2. Oktober 1993 eingeweiht.
Nun möchten wir durch eine
Namenstafel am Grabstein 

nicht nur den Hinterbliebenen
einen Ort zum Abschied geben, 
sondern hier soll auch für die 
nachfolgenden Generationen 
ein Ort des Erinnerns und Ge-

denkens entstehen.
Wir hoffen auf eine 

rege Teilnahme.



VOS wieder weihnachtlich familiär
Gemütliches Beisammensein im VOS-Büro
Gute Stimmung und eine ausreichend gedeckte Tafel bilde-
ten auch diesmal in der Vorweihnachtszeit die Grundlage 
für eine kameradschaftliche Atmosphäre beim Zusammen-
treffen der Berliner Kamerad/innen in der Bundesgeschäfts-
stelle, wo Kamerad Hugo Diederich mal wieder für das leib-
liche Wohl der Gäste gesorgt hatte. 

Zu diesem familiären Zusammentreffen lädt der Bundesge-
schäftsführer traditionsgemäß jedes Jahr ein. Dies soll mög-
lichst lange so bleiben. Rainer Buchwald

Rentenunrecht: Weitere Maßnahmen
VOS unterstützt Aktivitäten des IEDF
Nach wie vor unterstützt die VOS die gemeinsame Be-
schwerde Pet.3-19-11-8222-006233, bei er es um die Rück-
nahme des Rentenunrechts gegen Übersiedler aus der DDR 
geht, von denen auch die meisten VOS-Mitglieder betroffen 
sind. Nach dem Tod von Kamerad Mayer hält der Bundes-
geschäftsführer den Kontakt zum federführenden IDEF, de-
ren Koordinator Jürgen Holdenfleiss sich zuversichtlich äu-
ßert: Es ist mitzuteilen, dass die aktive Befassung des Bun-
destages mit dem Thema unmittelbar bevorsteht. Wir müs-
sen diesmal wirklich „Nägel mit Köpfen" machen. Und da 
erhalten wir die Unterstützung durch den renommierten 
Rechtsanwalt Stefan von Raumer. Diese Möglichkeit wollen 
wir unbedingt wahrnehmen. RA von Raumer hatte die Men-
schenrechtsbeschwerde vor dem EGMR in Straßburg ge-
führt und ist voll im Stoff.

Die VOS beteiligt sich durch einen finanziellen Beitrag 
und gegebenenfalls durch weitere Aktionen. Die Freiheits-
glocke berichtet über Fortschritte. Fg/ HD

VOS dankt Ehrhard Göhl
Gedenktafel findet neuen Ausstellungsort 
Lieber Kamerad Ehrhard Göhl, Gratulation. Deine Hartnä-
ckigkeit hat schon oft zum Erfolg geführt. Ich denke da nur 
an den Grotewohl-Express, den es ohne dich nicht in Ho-
henschönhausen geben würde. Du bist ein verdienstvoller 
Kamerad und machst der VOS immer wieder Ehre! 

H. Diederich / Redakteur
Hinweis: Bericht von A. Selten im Innenteil dieser Ausgabe
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